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-DIENST 2. Wahl· 
sondernummer 

Informationsbialt für Funktionäre. Redner und l'-1l1a~beller der OVP 

Ersc_h.lnf monatlich 

Einheitliche Grundlage 
für den Wahlkampf 

Apdl 1956 

AudJ In diesem Wahlkampf wird dl~ Hauptlasl der Arbeit und Veranl· 

woriun&, wieder von' den Funktionären der Partei, von den ungezä.hlten 

Mitarbeitern in stadt und Land getragen werden. Ihnen allen, vor allem 

aber unseren Rednern in Versammlungen, unseren Journalisten und 

Pressereferenten soll dlege 2. Wa.hlsondernummer des "OMDienstes'" eine 

HUfe bel der Erfüllung ihrer Aufgaben bedeuten. KlarheIt über das eigene 

-Wollen 1st die Voraussetzung fUr ertolgreidle Aufklärung in den eigenen 

Reihen und wirkungsvolle Auseinandersetzung mU dem poUtisehen GeJ11er, 

.. I es Im persönlidJen GespriidJ oder Im größeren Ramnen einer Wahl· 

versammluD,. Die vorliegende Nummer des "O-Dienstes'f soll diese 

Klarheit brln,en. In 15 Kapiteln geordnel nimmt sie zu allen wldJligcn 

Fra,"en. die 1m VeJi'Iaufe dieses W~hlka.mpfes zur Sprache kommen werden, 

S!<,llW1&'. Die In dleaem Hefl nlederrelegten AnsldJten ,ehen vom Stand· 

punkt der Gesamtpartei aus und bIlden daher für jeden Mita.rbeiter eine 

v • rUß 11 ehe und ein h eU 11 eh. Grundlage. Dal'Üher hinans wird 

selbstverständlich von lokalen oder bUndischen GeslcittspunJeten aus eine 

detaillierte SteJJullln1ahme zu diesem oder jenem EInzelproblem nötig sel..n. 

Aber aUe' diese StellungnahmeJl können und sollen auf den von der Gesamt .. 

pariel 'erarbeiteten und In diesem Sondel'hett des "Ö .. Dienstes" n.!edero( 

ple&'len GrnnWt .. n tußen. 

Dr. Alfred Malch 

Generalaekffiilr der Uoterrelcbladlea Volkspartei 
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Der Wahlaufruf der DVP 
WähIerlunen und 'Wähler! 

.. Am 13. Mai ~Heses J,~hres. wird nicht ü~er Alltagsprobleme, sondern 
l.I"be,r ÖsterreIchs kunftlgeS Geschlck entschieden. Die grund­
s~tzhche Frage lautet: Mehr Freiheit für den Staatsbürger oder mehr Macht 
fur da~ Kollektiv? Di~se fundamentale Tatsache verpflichtet den Staats~ 
btlrger 1m Gewissen, sem Wahlrecht auszuüben. Denn die Fl'eiheit ist heute 
nicht n~r aus dem Osten gefährdet. sie ist mehr denn je dur<:h verblenöete 
sozialistIsche Manager bedl'oht, die nicht den Menschen über den Apparat 
sondern den Apparat über den Menschen stellen. ' 

Aus staatspolitischem Verantwortungsbewußtsein hat sich die öVP in 
d~n Verh~ndlungen mit ~er Sozialistisctlen Parte! bis zum letzten Augen­
blIck bemüht, sachliche Lösungen zu finden. In allen strittigen Fragen zeigte 
sich jedoch, daß eine"Einigung nur unter Preisgabe jenes Freiheit,gedankens 
mögUch gewesen ware, den wir aut allen Tei!~e))!~ten d~r WirliclJa!!.Ii. 
Sozial- und. Kul~urpo1itik verteidigen mUssen. Unser .. politisches Ziel kan~ 
nur sein: FreiheIt und Wohlstand, niemals aber eine fragwürdige Wohl ... 
fahrt In elnem staatlichen Käfig. Das Recht einer Partellührung Kompro-
nusse zu schließen, hat hier seine Grenze. ' 

Daher muß der Wähler selbst entscheiden, ob er dIe FreIheit dem 
Zwa.nge vorzieht oder nicht. Desha.lb war es richtig, vorzeitig zu wlhlen, 
denn es wäre unverantwortllch reweten, du Parlament auf viele 
Monate lahmzuJegen und die Lösun, lebenswichtiger Fragen bls in den . 
Spätherbst zu vertac"en. 

. Die ÖV~ trit~ vor die Wahler n feh t mit lee ren H ä n den. Sie 
hIelt, was Sie selt dem Jahre 1945 versprach, insbesondere was sie im 
Wahlaufnlf 1953 verkündete und was Bundeskanzler In". Raab sIch in 
sei~er Regierungserklärung als Ziel setzte. Sie hat durch <>illTe Politik die 
Voraussetzungen für den heute ßllseits sichtbaren und anerkannten wirt­
schaftlichen Aufstieg geschaffen. Sie hat die Renten gesichert und die 
Arbeitslosigkeit beseitigt, sie hat riesige Investitionen ermöglicht, die 
gewerbliche. und landwlrtschaftliche Produktion gehoben, den Schilline­
geslchel't, dIe Steuern gesenkt und das Vertrauen des inländischen Sparers 
und ausländischen Kreditgebers erweckt. Sie hat für die große Entnivel­
lierungs- und Valorisierungsaktlon der BeamtengehilIter die finanziellen 
Voraussetzungen geschaffen und den Lebensstandard breitester Bevölke­
rungsschichten gehoben. 

Ihre Wirtschaftspolitik hat n 1 c h t alle 1 n e 1 n e wir t s c hat t li ehe 
B e s s e r s tell u n g des S t a a t s b i1 r ger s gebracht, sie hat darüber 
hinaus die Erhöhung des Kulturbudgets und grOßartige 
ku 1 t ure 11 e Auf bau lei s tun" e n ermöglicht, 80 den Wiederaufbau 
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des S!ephansdolms, der Staalsoper, des Burgtheaters, .... ieler Schulen und 
Bonstieer kultureller Einrichtungem. 

·Die Erfolgsbilanz der ÖVP fand ihre Kl'önUng in der wiedererlangten 
Fr e i h e i t Ö 8 t e r r eie h s. Wir alle· erinnern ·uns des Jubels und der 
Dankbarkeit, die im Vorjahr das österreicllische Volk erfüllten, das lnstinktiv 
erkannte, daß die Politik des Kanzlers und seiner Partei es war, die Öster .. 
reim als einzigem der Nachfolges.taateJ\ des alten Donaul'eiches den 
Charakter eines treten und christlichen Gemeinwesens erhielt. So ist es 
verständlich, daß Vertrauen, Zuversicht und SelbstbewuUtseln heute die 
Herzen aller Österreicher erfüllt. 

Gestützt auf diese Erfolgsbilanz legt die ÖVP den Wählern in Stadt und 
Land ihr Wahlprogramm vor: 

I. Unbeirrbares Festhalten an der blsherlgen erfolgreichen Wirtschafts­
poUtik, die Freiheit und Eigentum sichert. Ihre Fortführung wird eine 
weitere Hebung des Lebensstandards j eine neuerliche Senkung der Steuern 
und die DurdlfUhrung der mit Recht verlangten steuerreform ermöglichen; 
sie wird die Mittel zur Erfüllung sozialer Forderungen, vor allem des 
gewerblichen und landwIrtschaftlichen Kleinbesitzes, des Mittelstandes und 
der vers<;hledenen aoschädlgtengruppen berel!j!tellen. Die ÖVP }"lrd mit 
aller Entschledenheit das demagogische Splel der 'Sozialisten um den Milch­
preis durchkreuzen und den Bauern den gerechten Preis unter Wahrung der 
Interessen der Konsumenten erkämpfen. 

Die Volkspartel wlll darUber hinaus neu eWe g e gehen ,und e c h t e s 
Ei gen t u m für all e schaffen. Daher sollen dU: verstaatlichten Betriebe 
weitgehend dem Volk gehören und nicht die Macht des Ministeriums 
Waldbrunner mehren. Die Förderzinse des Erdöls und die A b f ü h run g 
der R.eingewinne der verstaatlichten Betriebe im Rahmen 
der 31 Prozent AktienanteIle, dle dem Staat verbleiben soUen, ermögllchen 
eine 20prozentige Senkung der Lohn ... und Einkommensteuer. Die Aus gab e 
der V 0 1 k s akt 1 e im Rahmen der verbleibenden 49 Prozent gewährleistet 
eine breite Streuung d~s: Efgentums und Gewinnes der verstaatlichten 
Unternehmungen und des Erdöls. Sozialistische Wirtschaftspolitik hjngegen 
bedeutet Gefährdung des Schillings, Steigerung der Steuern und weitere 
Verstaatlichung, somit in der Auswirlcung Senkung des Lebensstandards 
der brelten Schichten ~es Volkes. 

2. Alle bisherigen sozlalen Errungenschaften wurden durch die Wirt .. 
~dlaftspolitik der OVP ermöglicht, weil jede soziale Leistung eine leistungs .. 
fähige Wirtschaft zur Voraussetzung hat. So wurden die Renten gesichert, 
weil der Schilling gesichert wurde, so konnte das ASVG den Arbeitnelunern 
wesentliche Vorteile - zum Beispiel den Arbeitern die volle Alterspension 
-, bringen. Dasselbe gut für die Valorisierung der Beamtengehälter. Auch 
das Versprechen, im gegebenen Zeitpunkt die Gehaltssätze des neuen 
Gehaltsgesetzes hundertprozentig zur Auszahlung zu bringen, kann gehalten 
werden, wenn der bisherige \Virtschaftskurs for.esetzt wird, weil nur er 
erhöhte iltaatliche Einnahmen bringt und gewährleistet. 

Im Mittelpunkt der kommenden Sozialpolitik der VOlkspartei stehen 
aber die Probleme: WOhnun,. FamUle, Sicherung des Alters der selbständig­
Erwerbsiitf.en. Auf allen diesen Gebieten hat die Volkspartei den Anfang 
gemacht. Sie wirkte bahnbrechend bei der Einführung der ·Kinderbeihilfe, 
sie forderte die Gleichstellung des ersten Kindes der Selbständigen, sie schuf· 
das Wohnungseigentum, sie ermi:Sgllchte durch ihre Politik die Bereitstellung 
großer Mittel filr den Wohnungsbau und sie propagiert seit Jahren die 
Altersversorgung der SelbsWndigen. Wenn diese Probleme noch nicht end­
"Ultig gelöst sind, so nur deshalb, well die So z i a Jl s t e n dies 
.abotierten. 

Die ÖVP wird sie aber zwingen, der Alt e r s ver s 0 r gun g der 
Sei b s t ä n d i gen nicht nur mit Worten und unzulänglichen Entwürfen, 
sondern durch ein geeignetes Gesetz zuzustimmen. Sie tritt ferner für wei .. 
tere steuerliche Erleichterungen und Kreditaktionen für das Kleingewerbe 
ein. 

Die Fa m i I i e muß durch entsprechende gesetzliche Regelungen noch 
mehr als bisher gefördert und geschützt weNlen. 

Y1ar die Parole der Vereaneenheit: Jedem Österreicher ein Arbeitsplatz, 
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so so~l die L?Sung oer n~icnsten vier J'alire sein: :r e Ci e r Fa m 111 e: auen 
der kinderreIChen, ein e Wo h nun g und jedem Österreicher eiri gesicher-
tes Alter. . 

3. Auf kulturellem Ge~iet tritt die ÖVP für eine echte Ge s 1 n nun gSH, 
G; 1 a u 1;> e n s- und Ge w 1 S sen s f r e i h e i t ein: Niemandem der sich an 
dIe Gebote der Kirche nicht gebunden fühlt, soll eine religiös'e Gesinnung 
aufgezwungen werden; die Volkspartei verlangt aber auch mit dem gleichen 
Recht die Anerkennung der Gesinnung und der daraus sich ergebenden For­
derungen des gläubigen Menschen durch den Staat. Deshalb tritt die ÖVP 
fü~ die Fr e i h e i t d e t Ehe s chI i e ß u n g und eine ver n.ü n f t i g.e 
Los u. n g der S c h u 1 pro b I e m e ein. Sie würdigt die säkulare Aufgabe 
der K.lrc~len, die sie bei der Bewahrung und Verteidigung jener geistigen 
und sItthchen Werte zu erfüllen haben, die durch Materialismus und Kol­
lektivismus bedroht sind. 

Die ÖVP will einen pro p orz- und par t e ifr ei en Run d-fu n k. 
Sie tritt für die Freiheit des Hörers ein und lehnt es ab daß, der Rundfurik 
Machtinstrument eines Ministers oder einer Partei wird: Er soll ein KUnder 
und Mahner österreichischen Kulturbewußtseins 'sein, ein Träger des Froh ... 
sinns unq der Unterhaltung, ein Forum des ganzen Volkes, fern von poli'" 
tischer Diktatur. . 

4. Die Volkspartei kämpft für den Rechtssta.at. Sie verteidigt die ver .. 
fassungsmäßig gewährleisteten Rechte und Freiheiten. Daher ist sie gegen 
jeden Zwang, der durch wirtschaftlichen Druck die Ge s i n nun g s ... 
freiheit der'Staatsbürger behindert, wie es die Fälle Gräf&Stift 
u!ld Aussee beweisen. Die Rechtsprechung darf nicht parteipoHtisch be ... 
emflußt werden und die Verwaltung des Staatseigentums darf nicht dem 
Interesse einer Partei dienen. 

5. Die ÖVP bekennt sich in der Außenpolitik zu klaren und sach­
lichen Grundsätzen. Sie erblickt in der militärischen Neutralität die große 
Chance Österreichs für eine gesicherte Zukunft. Sie bekundet jedoch un­
eingeschränkt die ideologische und geistige Verbundenheit mit der gesam ... 
ten freien Welt. Die Unverletzlichkeit unserer Grenzen ist mit allen 
Mitteln zu schützen. 

Arbeiter und Angestellte, bedenkt, daß eure echten Interessen heute 
nicht mehr von den Sozialisten, sondern von der 
V 0 1 k s par t e i vertreten werden. Die wichtigsten Sozialgesetze sind -uri­
bestrittenes Gemeingut, die Löhne und Gehälter werden nur durch' die 
Wirtschaftspolitik der öVP gesichert und in ihrer Kaufkraft gesteigert. 
Die öVP kämpft für Miteigentum an Wohnung und Betrieb sie garan­
tiert die Freiheit des Arbeitsplatzes und der Gesinnung. Sie' ~wingt euch 
zu keinem Aufmarsch, zu keinem Parteibuch, sie hebt euren' Lebens­
standard, sie läßt euch die Freizeit selbst gestalten. Ihr sollt frohe und 
glückliche Menschen sein. 

Wirtschaftstreibende, der Marxismus macht euch. früher' oder später 
zu Sklaven des Staates. Wer heute von den Sozialisten ißt, kann morgen 
nach ihrer Machtergreifung schon im Kollektiv untergehen. Nur eine 
fr eie Wir t s c h a f t s 0 r d nun g kennt selbständige Gewerbetreibende' 
Verstaatlichung und Kollektiv bedeuten ihr Ende. Hiltet euch daher vo; 
den Demagogen, die eure Stimmen heute dazu benötigen, um euch morgen 
eurer Existenz zU berauben. . 

Bauern, Sozialismus und freier Bauernstand sind' unvereinbar. Ent­
weder bleibt der fr eie Bau ern s t a n d, dann gibt es in österreich 
keinen Vormarsch des Sozialismus, oder 'es siegt der Sozia~ 
lismus, dann gibt es keinen freien Bauernstand. Hütet auch ihr euch vor 
den Demagogen, die alle eure berechtigten Forderungen durchkreuzten, um 
auS eurer Verärgerung Kapital zu schlagen und die Dörfer für den Sozia ... 
lismus sturmreif zu machen. . 

Beamte, Almdemil[er, Künstler. Gelehrte. für euch bedeutet der Mar ... 
xismus die Ver nie h tun g der gei s t i gen Fr e i h e i t· am Ende 
dieses Prozesses steht die Selbstvernichtung der Persönlichkeit, ihre Selbst­
anklage, Selbstl{ritik, die "Gehirnwäsche", die "Unperson" und namenlose 
Entwürdigung des Ichs. Kämpft mit uns für die Freiheit und wir kämpfen' 
mit euch für eure wirtschaftliche Sicherung und Existenz. 

,Frauen,dieyolkspartei hat .eine friedliche, Innenpolitii.ch. 
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E n t w i c k 1 u n g, oie 1945 mehr als fraglich war, aurcll ihre Politik er­
möglicht und gesichert. Die VOlkspartei verspricht, daß, solange sie die 
Mehrheit in diesem Lande hat, diese fdcdliche Ordnung aufrechterhalten 
bleibt. 

Jugend, nach dem ersten Weltkrieg war die österreichische Jugend 
heimatlos, sie hatte kein einheitliches Ideal. Heute könnt ihr stolz sein auf 
euer österreichisches Vaterland, das in schwerster Zeit die Freiheit errun­
gen hat und dessen Leistungen in der Welt Anerkennung finden. Ihr sollt 
euch dieses Vaterland frei erhalten. Ihr sollt euer eigenes 
Leben leben, nicht unter der Knute von Kommissaren, aber auch nicht "be­
treut/. von "Vertrauensleuten" und parteipolitischen Managern. Die öster"'\ 
reichische VOlkspartei baut euch dieses Vaterland. 

Wählerinnen und Wäbterl Wer am weiteren Aufbau mitarbeiten. 
wer freI bleIben will Im Denken und In seinen Handlungen, wer sein 
persönliches Leben so rUhren wlll. wie er es vor seinem GewIssen ver .. 
antworten kann, wer Jede Diktatur ablebnt, der wähl! am 13. I\I.al 195~ 

die 
·ÖSTERREICHISCHE VOLKSPARTEI. 

Freiheit oder Konektiv 
Bei der kommenden Nationalrats ... 

wahl geht es um e,ine grundsätzliche 
Entscheidung. denn alle strittigen 
Fragen, in denen sich die Koalition 
nicht einigen konnte, sind letzten 
Endes auf einen wesentlichen Unter" 
schied in der Auffassung zurückzu­
führen: Freiheit oder Kollektiv. 
Selbstverständlich werden nach einer 
Wahl praktische Lösungen zu suchen 
sein, aber von der Stärke der beiden 
Parteien wird es abhängen, 

ob die so gefundenen Lösungen 
die Freiheit des Staatsbürgers 
noch mehr einengen oder ob die 
immer mehr s~igende Einfluß .. 
gewalt des Staates und der soda" 
listJschen Ma..cbtpositlonen in der 
Wlrtsdlaft. VerwaItun&" Kultur, in 
Gewerkschaften und .S{)zialver~ 
slcheru!lgsinstltuten etc. zurück" 
I'edräne-t werden kann. 

Die Freiheit ist nicht allein gegen 
den Kommunismus zu verteidigen. 
Denn die Tatsache, daß die Sozia­
listen in ihrer wirtschaftlichen und 
sozialen Praxis Ziele für richtig hal­
ten und anstreben, die ihren politi­
schen Kampf 'gegen den Kommunis .. 
mus von innen her aushöhlen, zwingt 
uns zu einem scharfen Kampf gegen 
diese Partei. Die Sozialisten befin­
den sich in dem furchtbaren 
Dilemma, aus dem sie keinen Aus­
we~ finden, daG sich zwar die Partei­
führung zu einem' humanistischo. 
westlichen Sozialismus bekennt,' der 
den Kommunismus ablehntj daß sie 
a\:Jer zum Unterschied von anderen 
westUcben sozialistischen Parteien In 

der Praxis ihres Wirtschafts-, Sozial .. 
und Kulturprogrammes Schritt­
macher für den Kommunismus ist. 
Nur einige wenige Beispiele: In 
Westeuropa spielt die Verstaat­
lichung, die unsere Sozialisten mit 
aller Vehemenz ausweiten wollen, 
nur eine untergeordnete Rolle. Die 
L.abour~Party und die englischen 
Gewerkschaften sind weitgehend von 
diesem Gedanken abgerUckt; und in 
Schweden, das seit vielan Jahren 
eine sozialistische Regierung hat, 
wurde überhaupt nichts verstaat­
licht! 

Aber bei uns unterliegen naclt 
wie vor die Sozialisten dem tragi .. 
sehen Irrtum, daß sie die soziale 
Besserstellung der Ma.ssen von 
einer weitgehend versta.a.tUchten 
und sta.a.-tUch gelenkten Wirtschaft 
erhoffen, die angeblich die fina.n .. 
zieHen Grundlagen liefern SlllJ. 

Das Gellenteil jedoch Is> 
richtig. 
Nachstehend soll in den einzelnen 

Kapiteln dieser Kampf zwischen 
Freiheit und Kollektiv an Hand der. 
Auseinandersetzung um die Lösung 
der strittigen sozialen, kulturellen 
und wirtscha~tlichen Probleme, an 
denen die Koalition scheiterte, dar­
gestellt werden. Die Bedeutung der 
kommenden Wahlentscheidung ist 
also klar. Jeder Staatsbürger hat die 
Pflicht, durch seinen Stimmzettel 
beizutragen, daß ihm und uns allen 
in ZUkunft die Freiheit erhalten 
bleibt, 
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1. Verstaatli(hung 
In der Auseinandersetzung zwi­

schen "FreIheit und weiterer Kollek­
tivierung", dIe den derzeitigen Wahl­
kampf kenn~elchnet, 1st die Frage 
der Verstaatlichung das zentrale 
Problem, weil das Ausmaß der per­
sönlichen Freiheit des einzelnen 
weitgehend vom Ausmaß der staat .. 
lichen Machteinflüsse abhängig ist. 
Kann man also zustimmen, daß der 
ohnedies bereits gewaltige Umfang 
der Verstaatlichung noch weiter 
auszudehnen ist, oder soll er nicht 
vielmehr eingeengt und den gleichen 
Ausgangs- und Wettbewerbspositio­
nen wie der privatwirtschaftllche 
Sektor unterworfen werden'l Die so .. 
zialistische Propaganda veItNeist auf 
die Tatsache, daß die ÖVP-Abgoord­
neten im Jahre 1946 einer weitgehen­
den Verstaatlichung zugestimmt 
haben, und konstruiert daraus einen 
sachlichen Gegensatz zu unserer der_ 
zeitigen scharfen Kritik. Es ist aber 
nur ein scheinbarer Widerspruch. 

Abgesehen von allen grundsätz­
lichen Erwägungen war man im 
Jahre 1946 der Meinung, daß die rus­
sische Besatzungsmacht sich durch 
die Verstaatlichung der in ihrer Zone 
gelegenen Unterne4mungen deut­
schen Eigentums von einer Beschlag­
nahme abhalten ließe. 

Es war also die Zustimmung zur 
Verstaatlichung seitens der ÖVP 
nich& eine Grundsatz­
t rag e, sondern eine I n n e n­
poil t! s ehe Z w eck m Ii ß I ,­
kel t8 an ge 1 e genhei t. 

Da durch die wiedererlangte Frei­
heit österreichs und die Rückgabe 
dieser Unternehmungen die Voraus­
setzung für den damaligen Entschluß 
weggefallen ist, so stellt sich nun­
mehr das Problem vollständig als 
eine Grundsatzfrage dar. 

DIe Grenzen der Verstaatlichung 
Wo liegen also die Grenzen? Die 

Verstaatlichung als Wirtschaftsprin­
zip wird von der Volkspartei ab g e­
le h n t, und zwar deshalb, weil eine 
verstaatlichte Wirtschaft im Ver­
gleich zu einer freien Wirtschaft 
nicht die gleichen gUnstigen Ergeb­
nisse zeitigt. Wenn dies der Fall 
wäre, so müßten die Vereinigten 
Staaten den tiefsten Lebensstandard 
und Sowjetrußland den höchsten Le .. 

bensstandard besitzen, weil in diesen 
I.ändern die gegensätzlidlen Wirt­
schaftsauffassungen am reinsten ver­
wirklicht wurden. Bei gleich hohen 
Rüstungsanstrengungen der belden 
Volkswirtschaften zeigt sich jedoch, 
daß in den USA eine höhere QuaU .... 
tät der erzeugten Produkte zu ver ... 
zeichnen 1st, daß die Konsumgüter .. 
wirtschaft entfaltet ist, daß der Le­
bensstandard der breiten Massen, 
insbesondere der Arbeiter, Mher ist 
und daß trotzdem ungeheure Mittel 
für Auslandshilfen, siehe Marshall­
plan, Hilfe für unterentwickelte Ge­
btete usw., zur Verfügung gestellt 
werden konnten. ' 

Es zelrl &ich also, daß In der 
Wirtschat& das realistische, prak­
tische Denken des freien WeltenlJ 
dem tein dok&rlnären Denken deli 
Marxismus überlegen 111&. Vberdles 
führt GesamtverstaatUoowtr, wie 
die Geschichte der letzten Jahr­
zehnte beweist, zum StaahkapUa.· 
Jismus, zur totalen Abhitna-lgkelt 
des St .... tsbUrgers vom Staal und 
somit zur persönlichen Unfreiheit. 
Wenn also dieser, Grundsatz ridJUc 
1st, da.nn muß, zwanrsläußg ebenso 
richtig sein, ·daß das Ausmaß der 
Verstaatlichunr In einen möglichst 
engen Rahmen e-chalten bleiben 
muß. 
Die Sozialisten hingegen haben 

Immer wieder versucht, tn österreich 
das bereits jetzt vorhandene hohe 
Ausmaß der Verstaatlichung noch 
weiter auszudehnen. Daher ist die 
Wirtschaftspolitik der öVP für die 
breiten Massen günstiger. 

Wo liegt also das berechtigte Min­
destmaß an Verstaatlichung? Dort wo 
es sich um ein offenkundig öffent­
liches Interesse handelt. Eine solche 
Situation liegt dann vor, wenn bei­
spielsweise lebensnotwendige Lei­
stungen erbracht werden mtissen, 
selbst dann, wenn dies nur durch 
öffentliche Zuschüsse möglich ist. 
Man denke beispielsweise an die 
Eisenbahn, die auch dann, wenn die 
Führung von Zügen in ein bestimm­
tes Gebiet unrentabel ist, dies aus 
öffentlichem Interesse ttm muß. Dar­
über hinaus ergab sich aus der Nach­
kriegssituation die Notwendigkeit 
der Verstaatlichung der Roh- und 
Grundstoffindustrie, also Eisen und 

Stahl, Kohle und Energie. Die Volks­
partei hat ,ich diesen· Notwendig­
keiten nJe verschlossen, weil sie die 
Auffassung vertritt. daß diese In­
dustrien, insbeaondere' in Notzeiten, 
zWeckmäßIgerweise einer staat­
lichen Kontrolle unterliegen sollen. 
Es wären auch die notwendigen Ka­
pitalien für eine Reprivatisierung 
dieser Industriezweige im Inlande 
nicht aufzubringen, und bei Heran­
.iehung von ausländischen Kapita­
lien müßte darauf geachtet werden, 
daß nicht eine wirtschaftliche über_ 
fremdung und hiermit wirtschaftliche 
Abhängigkeit für Österreich die 
Folge ist. Dies ist der berechtigte 

. Kern der Verslaa\lichung. 
Allel was darüber htnausreht, 

muß aber e n t. c b i ed en ab .. 
• eie h n i werden. Daher verlan,& 
die Volkspartei, daß völl!( rlelche 
Wettbewerb'bedinrun(en .wlldlen 
der .laatUchen Wlrtocllatt Und der 
Prlvalwlrl.chatl her .. estelll wer­
den müssen. 
Es ist zwar richtig, daß die ver­

staatlichten Unternehmungen Steu­
ern zahlen, allerdings mit der be­
achtuchcn Ausnahme der Ver ... 
ß~ögenssteuer. Daher muß .verlangt 
werden. daß sie auch dieser Steuer 
unterworfen werden. Wenn schon 
die steigenden öffentlichen Aus­
gaben die Heranziehung des V.er­
mögens zu Beitragsleistungen un­
vermeidlich machen, dann muß auch 
der Grundsatz der Allgemeinheit der 
Besteuerung durchgesetzt werden, 
weil dies der Gleichheit vor dem 
Gesetz entspricht. 

Die Gewinn<> ... hIS .... n dem Volk 
Einseitige PriVilegIen der verstaat­

lichten Unternehmungen dadurch, 
daß sie von der Vermögenssteuer 
ausgenommen sind, entziehen über­
dies dem Staat erhebUche Einnah­
men und verschieben die Konkur­
renzverhältnisse zwischen dem ver­
staatlichten und dem privatwil't­
schattUchcn Sektor zuungunsten des 
letzteren. 

Entscheidend aber Ist, daß die 
enlellen Gewinn. nicht bei den 
v .... laatllchten Betrieben verblei­
ben, sondern de r A 11 ,e m ein­
hel' zUl'u'e kommen, und 
.war a ... lolrenden Grilnden: Der 
lllaal<obllr ... r hal nicht> von dem 
ubulolell Bewußtsein. daß er und 
die anderen 7 MUlionen Öster­
....kil.r _ .in.m Dorma EI .. en-
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IUmer beispielsweise der Alpine 
Montan lind. Der Staatsbürger hat 
aber da.nn etwas,. wenn dIe ver­
st&aUicblen BetrJel>e die erzielten 
Gewinne dem FInanzministerium 
abfUhren, das dann In der Lage Ist, 
brennende soziale WUnsche zu er­
fUllen, wie Erhöhuug- der Renten, 
ZuschUsse für die Altersvorsor,e 
der Selbständigen, die Subvcutio .. 
nlerunl der Landwirtschaft, die 
übrircns auf der ganzen WeIt üb .. 
lich ist, Vollvalorlsl.erun&, der Be· 
amlengehliller ete. 
Die Finanzverwaltung kann sogar 

darüber hinaus, wenn der Erdöl .. 
sektor miteinbezogen wird, ernsthaft 
daran denken, wie Minister Kamitz 
verkündete. die Lo h n .. und E in­
kommensteuer um 20 Pro .. 
zent zu senken. Damit wird 
einersei ts das Realeinkommen er­
höht und anderseits die private In ... 
vestitionstätiglteit angekurbelt, die 
ihrerseits wieder Arbeitsplätze 
schafft und sichert. Es hat sich eben 
gezeigt, daß nicht der sozialistische 
Weg derPreisel'höhungen zu höheren 
EInnahmen des Staates fUhrt j son .. 
dern durch Verminderung des Kon .. 
sums zu einem fallenden, bestenfalls 
gleichbleibenden Steueraufkommen. 
Es hat sich vielmehr gezeigt, daß die 
Durchführung der Steuerherabset .. 
zungen richtig war, weil die überbe .. 
steuerung in österreich ein Hemm­
s~uh für einen weiteren wirtschaft­
lichen Aufstieg ist. Die notwendigen 
Kapitalien fUr Investitionen etc. muß 
eben dIe verstaatlichte Industrie 
genauso wie die Privatwirtschaft 
auf dem nonnalen Kapitalmarkt 
suchen. Dadurch werden die Betriebe 
zu einer rationellen Führung nach 
prjystwirtscha:Wichen Grundsätzen 
gezwungen. DIe sozialistische Gegen­
propaganda, durch diese Behauptun-

, gen werde von der ÖVP zugegeben, 
daß die verstaatlichten Betriebe Ge. 
winn abwerten, geht daneben. 

Natürlich werfen einige von 
ihnen. gewiß ntcllt aUe, Gewinn 
ab, aber es geld darum, ob diese 
Gewinne noch größer sein könn .. 
ten, ob die Betriebe der Allge­
meinheit, wie oben erwähnt, 
Nutzen bringen, und es geht 
schließUch darum, zu "crhindern. 
daß die verstaallichte Industrie 
durch die Errichtung von Tochter­
betrieben für die lIalb.. und 
Fertigungsindustrie über den ihr 
&'ezogenen ltahmen hinauS!. In iliA 

, 
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PrivatwIrtschaft eindringt. Dieses 
Eindringen in den privatwirt~ 
schaftJichen Sektor ist deshalb zu 
unterbinden, weil eben dies der 
Weg zu einer Ausweituu'g der 
Verstaatlichung wäre. den wir ein w 

leitend als volkswirtschaftlich 
falsch dargestellt haben. 
Die Volkspartei verlangt unter 

dem Gesichtswinkel der gleichen 
Ausgangspositionen für staatliche 
und private Wirtschaft auch, daß die 
verstaatlichten Betriebe unterein­
ander nicht kartellähnliche Maßnah­
men tre·f'fen. o.fferte, die einem ver­
staatlichten Unternehmen vorgelegt 
werden, sind nach wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten nach ihrer Günstig­
keit zu bewerten und nicht darnach, 
ob der Ofiertsteller ein verstaatlich­
ter oder ein privater Unternehmer 
ist. Wenn nämlich diesem Grundsatz 
entgegengehandelt wird, dann trägt 
wiederum letzten Endes die Allge­
meinheit die Kosten. 

Die Volkspartei verlangt darüber 
hinaus, daß die verstaatlichten Un­
ternehmen nie h t zen t r a 1 g e­
lei t e t werden, sondern wie jedes 
private Unternehmen selbständig. 
Die sta~ltliche Einflußnahme' muß 
sich auf das Mindestmaß beschrän­
ken. Daher verlangen wir, daß das 
Frovisorium der öffentlichen Verwal­
tungen beendet wird und ordentliche 
Organe bestellt werden. Wir verlan­
gen die Beseitigung des § 4 des Ver­
staa tlichungsgesetzes (In vestitions­
fonds\ weil er ein Hindernis dafür 
ist, die erzielten Gewinne der Allge­
meinheit zur Verfügung zu stellen. 

Weshalb hat also die UVP 
seinerzeit diesem § 4 zugestimmt? 
Es war eine notwendige Vber­
gangsmaßnahme, weil aus dem 
wirtschaftlichen Chaos nach dem 

zweiten WeItkrJet diese' Betriebe 
wieder in Gane- gebracht und 
modernisIert werden mußten, was 
große KapItalien erforderte. Es 
war daher berechtigt, fUr diese 
tJ bergangszeit die Gewinne tür 
den eigenen Betrieb restlos auszu~ 
schöpfen. Diese Ubergangszelt Ist 
aber vorüber, und daher hat der 
§ 4 seinen Zweck restlos erfüllt. 

Wir verlangen die U na b h ä n-
gigkeit f.ür die Betl'ie.be 
deshalb, weil für den Arbeitnehmer 
die Freihert des Arbeitsplatzes und 
der Gesinnung gesichert sein muß. 
Aus a11 dem Gesagten geht eindeutig 
hervor, daß die Volkspartei in den 
oben aufgezelgten Grenzen. die ver­
staatlichten 'Unternehmungen als im 
wirtschaftlichen Gesamtinteresse lie­
gend anerkennt. Deshalb hat sie auch 
nie di~ notwendigen Investitionen 
verhindert und zugestimmt, daß aUs 
dem Marshallplan die notwendigen 
Beträge zum Ausbau der BetrIebe zür 
Verfügung gestellt wurden. Sie weiß, 
daß die österr.eichische Grundstoff­
industrie lebensnotwendig ist, daß 
sie wetibewerbsftlhig sein muß und 
daß die Arbeitsplätze. von zehnlau­
senden Menschen gesichert werden 
müssen. Daher ist ihre Auffassung 

'von der Verstaatlichung auch nicht 
im Gegensatz zu den wahren Inter .. 
essen der Arbeitnehmerschaft in die .. 
sen Betrieben. Die kommunistischen 
und sozialistischen Arbeiter in diesen 
Betrieben laufen dem Phantom nach, 
daß ihre Arbeitsplätze und ihr Le­
bensstandard nur durch marxistische 
Wirtschaftsdoktrinen gesichert seien. 
Das Gegenteil ist richtig! 
Aber in weiten Kreisen der Arbeit .. 
nehmerschaft beginnt sich die bes .. 
sere Erkenntnis bereits durchzü ... 
setzen. 

2. Deutsches Eigentum 
Eine wesentliche Rolle in der 

1<:oalitionskrise spielte die Frage des 
"Deutschen Eigentums". Die grund w 

sätzliche Einstellung der Volkspartei 
zur Lösung dieses Problems ergibt 
sich folgerichtig aus dem unter 
Punkt 1; "Verstaatlichung" Gesag­
ten. Es handelt sich hier um eine 
große Gruppe. von. Unternehmungen 
und Betrieben, die auf keinen Fall 
den verstaatlichten Sektor öster­
reichs noch weiter vergrößern 
dürfen. 

Zwn .Deutschen Eigentwn" ieM-

ren Betriebe, Haus- und Gruno ... 
besitz, landwirtschaftliche Betriebe, 
Grundstücke, Aktienpakete und an­
dere Anteilsrechte sowie sonstige 
Vermögenswerte. 

Bevor auf die Verwertung a11 
dieser Vermögenswerte näher ein­
gegangen wird, sei auf eines ver ... 
wiesen: Der Staatsvertrag sagt b"e­
kenntlich, daß Vermögenswerte des 
deutschen Eigentums an die Vorbe ... 
sitzer zurückgestellt werden können, 
soferne sie den Wert von 10.000' 
Dollar, also 260.000 Schillini' nicht 

i. 

I 
i 

'i 

I , 
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iloerstelgen. DIe öVP 1st der An­
sicht, daß dIese Kann-Bestimmung 
in verständnisvoller Weise ausgelegt 
werden soll. So' hat sie zum Bei­
spiel die Auf~assung geäußert, daß 
bei der Bewertung der Vermögens­
werte, die für eine Rückgabe in 
Frage kommen, der Einheitswert 
des Jahres 1940 herangezogen wer­
den soll. Die Sozialisten haben, in­
dem sie die Verabschiedung des 
Durchführungsgesetzes zum staats­
vertrag verhinderten, auch die Klä .. 
rurig dieser Frage verzögert. Mög ... 
licherweise wollen sie auch in die ... 
sem Zusammenhang dIe Propa ... 
ganda,walze von der "Verschleude­
rung von VOlksvermögen an das 
Ausland" laufen lassen. Eine solche 
Propaganda trifft aber daneben. Es 
geht hier einzig und allein darum, 
ob. im Rahmen der Bestimmungen 
des Staatsvertrages der Grundsatz 
des rechtmäßig. erworbenen Eigen­
tums gewahrt bleiben soll oder 
nicht. y 

Unter den Betrieben des "Deut­
schen Eigentums" spielen diejenigen, 
die von der russischen Besatzungs­
macht beschlagnahmt und verwal­
tet wurden, 'di"e sogenannten 
U S I A - B e tri e b e. eine beson­
dere Rolle. 

Die Volkspartei ist selbstver­
sUlndIich daran interessiert, daß 
diese Betriebe ohne Schwierig .. 
ketten in die iisterreichische Wirt­
sChaft efnregUedert werden. daß 
sie ihre Produktionskraft erhalten 
und steigern, wlrtschaftllche Er .. 
trlcnfsse abwerfen und daß damit 
die Arbeitsplätze In diesen Unter­
nebmunren im bestmöglichen 
Ausmaß I"esichert sind. Das muß 
mit aller Entsdliedenheit unter .. 
strfdlen werden. 
Was soll also mit dem USIA­

Komplex' geschehen? .Außer Streit 
zu stellen ist, daß jene Betriebe, 
bei denen ein echter Rllckstellungs­
anspruch vorliegt, den Voreigen­
tümern zurückgegeben werden; 
dies entspricht auch den 
B,estimmungen des Staats­
ver tr a g e s. Alle übrigen Be­
triebe, dabei handelt es sich um die 
Me~rzahl, sind laut Staatsvertrag 
dem österreichischen Staat über­
geben worden. Hier. aber unter­
scheiden sich die Auffassungen von 
.OVP und SPO. 

Was wlll dIe öVP? 
Durch die rechtlichen Bestimmun­

!len. des .S\i!.atsyerkages ist Jj;~i.n.es-. 
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wegs zum AUSarUCK ge]{"ommen, aaß 
diese Betriebe in aller Zukunft un-

. mittelbar vom Staat verwaltet und 
geführt werden müssen. Es ergibt 
sich lediglich die moralische Ver- . 
pftichtung, daß diese Betriebe nicht 
verschleudert werden. Sie können 
daher, je nach Zwecl{mäßigkeits­
gründen, ohne weiteres verkauft 
oder verpachtet werden. 

Ganz abgesehen von den in Ka ... 
pitel 1 dargelegten grundsätzlichen 
Erwägtingen sprechen noch fol­
gende Umstände für Yerkauf und 
:Verpachtung. 

Die USIA-Betrieb"e sind weit ... 
gehend in einer SChwierigen fi­
nanzieJIen Situation. weil sie 
zum größten Teil ihre Absatz .. 
märkte verloren haben und ihr 
Maschinenpark veraltet ist. Mit 
einem Wort. es sind weitgehend 
BetrIebs- und Investitionskredite 
notwendig, die in dIe Hunderte 
Von Millionen gehen und die 
der Steuerzahler aufbringen 
müßte. Andererseits sind private 
Interessenten vorbanden, die ohne 
weiteres diese Kapitalien zur Verw 
fügung stellen würden. Es ist also 
ein Widersinn, wenn der staat 
niC'ht aus einem. Verkauf oder 
einer Verpachtung Nutzen zieht. 
sondern aus dem Steuersäckel 
wirtschaftliche Belastungen über ... 
nimmt. 
Die Sozialisten haben in aieser 

Frage eine starke Demagogie be ... 
trieben. Sie verhinderten die Durch .. 
tührungsgcsetze zum staatsvertrag, 
so daß der Fiskus einerseits diese 
Betriebe nicht verwerten kann und 
andererseits gezwungen ist, um Zu­
sammenbrüche und Konkurse zu 
vermeiden, weitgehend Steuermittel 
heranzuziehen. Wieso dies den Ar ... 
beitnehmern Nutzen bringen soll, 
gehört zu jenen unerfindlichen 
Dogmen der Sozialisten, die wirt .. 
schaftlich normal denkenden Men ... 
schen niemals einleuchten werden. 

Durcllsichtiges Spiel der Sozialisten 
Mit der Verhinderung der Durch .. 

führungsgesetze haben die Sozia ... 
listen auch die Absicht verfolgt 
trotz der Gefährdung der Arbcits~ 
pliitze vieler Arbeitnehmer auch aus 
ihren eigenen Reihen diese Be­
triebe zum Zusammenbruch zu 
bringen. um sagen zu können, daß 
die unter der Verwaltung eines 
ÖVP-Ministeriums ~tchenden Bc­
~ri~b!'l .l.!!1gÜ!l~tige, ~b:;chll.eid~n, al:\ 
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die unter Verwaltung eines !ozia .. 
listischen Ministeriums stehenden. 

Das Durchführungsgesetz muß her 
Es ist aber klar, daß ein Unter .. 

nehmen von der Finanzkraft etwa 
der VöEST niemals mit einem aus .. 
gebluteten Unternehmen verglichen 
werden kann, das dem österreichi­
schen staat von den Russen zurüclt­
gegeben wurde. Es zeigt sich auch 
hier wieder das dem a g 0 g i­
s ehe S pie 1 der S P Ö, dem­
gegenüber die ÖVP 1m Interesse der 
breiten Öffentlichkeit, der steuer ... 
zahler und der Arbeiter, die r a .. 
scheste Verabschiedung 
der Durchftihrungsgesetze 
verlangte, weil nicht nur der Ver­
kauf und die Verpachtung, sondern 

vor allem ·lIle drlnt_.,dsten notwen· 
dlien wirtschaftlichen Maaenhmon, 
die zur VermeIdung von Konkursen 
nötig .Ind, wIe beIspielsweise der 
VerzIcht aut· alte Steuern und Be· 
stimmungen über Zahlungsau!schU ... 
be, nicht durchgefUhrt werden 
können .. 

Die Volknktle· eröffnet neue We..e 

Außerdem steht die ÖVP auf dem 
Standpunkt, daß alle Betriebe des 
ttD~utschen EigentUllls" - nicht nur 
die U$IA.Belriebe - außerordent· 
lIch geeIgnete Objekte sind, um in 
Form der Volksaktie zur Gänze oder 
zum Tell In das unmittelbare EIgen' 
tum der Slaatsbürger übertragen 
2U werden. 

3. Erdöl 
Die Auseinandersetzung zwischen 

den I<:oaIitionsparteicll über das 
Erdöl ist von entscheidender Bedeu­
tung, weil es hierbei um das, in 
KapItel 1. "Verstaatlichung" eIn­
gehend erörterte .Problem der Aus­
weitung des verstaatlJchten Sektors 
geht. Die Ablehnung der SPÖ-Vor­
schläge ergIbt sich für dIe ÖVP auf 
Grund ihrer Programmatik der Ver­
teidigung der Freiheit des einzelnen 
gegen das Kollektiv. Die SPÖ-Vor­
schläge wUrden bedeuten, daß 

a) der bereits verstaatUchie Sek­
tor in österreich eine weitere ge­
waltIge, nicht nur räumliche. son­
dern au('h potentielle Au 11 w e i­
tun g . erfahren wUrde, die den 
bereits jetzt überdimensionierten 
verBtaatllcbtcn Sektor ein da u­
erndes und elndeuHC'es 
Vb erg e w feh t fiber den prIvat ... 
wirtschattUchen Sektor geben 
wUrde; 

b) dIe sIch darau. orrobendo 
zwangsweise Anwendung des V • 
des Verstaatllchungs ..... esetns (In­
vestltionsfonds) auf die Erdölwirt .. 
schall dem IKlzlaUstl.chen streben 
nach einer zu sät z 1 Ich e n 
Aus w e 1 tun g der Ver I!I t a " t. 
li c h u n &' in die FertIgungs­
industrie durch erhöhte finanzielle 
MögItcllkeiten Auftrieb ,"eben 
wUrd~, und daß 

e) die mac h t poil t i • ehe 
p 0- S I t ion der 8Pt) In einem 
\tncrtriiglicben Am,maß i"esteigert 
wUrde. 

Das sind naturiemäß reizvolle 

Ziele für dIe SPtI, woraus Ildl 
aber aUM die unbedlnB1e Not· 
wendirkelt Ibrer Bel<imptun, 
durch die ÖVP erglbl. 
Weil sich dIe sozlallsUsche Propa­

ganda der Bedeutung dIeses Pro­
blems bewußt ist, sO versucht sie, die 
ÖVP-Vorschläge In der ÖffentlichkeIt 
zu diffamieren, und zwar im weftent· 
lichen durch zwei Verleumdungs­
aktionen: 

, 1. bezeicl!nel sI. don tlVI'-Vor­
schia&' nadt 8dJ.aIl'un. von Volks­
akllon als olnen SchwInde', well 
blerdurdt anrobllcl! SI .... 1Ie1...,,­
lum <lern InIAndlsdton Kapital· In 
die Hände .... piell worden 0011. 
(MIt die .. r Frace wird IIdt d .. 
KapItel' »Volksaktie" tlnrobond 
beschäm,en.) Und 

2. behauptet slo, dall die tlVl' 
das ö.ter ... lchlsdte Erdöl cJtm 
Au.land In, die Hinde ou IPlele .. 
redenkt. Bevor wir uni mll dlo_ 
Vorwurf auaeinanderMtseD, '.1 
vort ... 1 eino kurse Erlhterunl cJtr 
I'<IchIllcl!en. SlIu.llon ,erebonl 
Durch den Staat.vertrag. be.le. 

hungswelse die ö,terre!ch!schen und 
russischen Protokolle wurden alle 
ErdlJlsnl'!!,,,n (Gew!nnung und Raf. 
finate = Veredelung) östorrelch 
Ubergeben. 

OsterreJch hat, soweit nieht Vor .. 
besitzrechte gemäß den sogenannÜl'n 
Wlener Memoranden zu befriedigen 
sInd, an dIesen Anlagen Eigentum 
erworben. Diese Wiener Mt:mo­
randen· bestimmen, daß die Vor. 

bo.itzrechte alliierter Staatsbürger 
(beziehungsweise Gesellschatten) 
durch Rückgabe in Natura oder 
durch Geldablöse zu befriedigen 
sInd. DIe öMV, früher SMV, er­
streckt sich. über das nIederösterreI­
chische Erdölgebiet nordöstlich der 
Donau, wo bereits Anlagen errichtet 
wurden. schlIeßt aber auch die Hoff­
nungsgebiete südlich der Donau und 
im Burgenland ein. Im Bereich der 
ÖMV gelten jene Erdölanlagen, die 
im Verstaatlichungsgeselz 1946 na­
mentllch' aufgezählt sInd, unbe­
stritten als verstaatlicht. Bestritten 
Ist jedoch. ob die sogenannten Zu­
wächse. also das, was nach 1945 un­
ter russischer Verwaltung an Neu .. 
gründungen erfolgte, ebenfalls auto­
matisch unter das VerstaaUichungs­
gesetz fällt. Die Sozialisten sInd 
dIeser AUffassung, dIe öVP bestreI­
tet, es, wäre aber im Zuge eines 
Kompromisses bereit gewesen, auch 
dIese Zuw!lchse im Bereich der öMV 
l.U lassen. wenn fQr dIe gesamte 
ÖMV eine befrIedigende Regelung 
gefunden hätte werden können. Die 
ÖMV besitzt nach den IJsterrelchi­
schen Gesetzen keIne Schürfrechle. 
Schürfrech te besitzen ledlgllch die In 
den Wiener Memoranden genannten 
Personen beziehungsweise Gesell­
schaften und neuerlich auch die von 
Niederösterreich gegründete NIO­
GAS Ges. rn. b. H. Zur Verleihung 
dieser Kom:ession war das Hnndels­
ministerium berechtigt, weil nach der 
gesetzlichen Lage dieses Ministerium 
zur Verleihung von Konzessionen 
zuständig ist. Außerhalb d:es . Be­
reiches der ÖMV gibt es In Öster­
reich noch HoJInungsgebiete In Ober­
ö,terreich und SteIermark, die je­
doch noch nicht aufgeschlossen sInd. 

Nach dieser Darlegung der Rechts­
situation soll nunmehr vor der Dar­
legung der ÖVP-Vorschläge grund-

. sät.lich zum Vorwurf Stellung 
genommen werden. daß die ÖVP das 
ö,terreichlsche Erdöl dem Ausland 
ausUefern will. Wir stellen hierzu 
grundsätzlich fest, daß nach unserer 
Auffassung das Erdöl dem österteiM 
clrischen Volk zu nützen hat. Daraus 
ergibt sich die Notwendigkeit einer 
.t,,"Wchen Kontrolle über die Erd­
ölwlrtBchaft, die nicht bestritten 
wird. Eine Mlche Kontrolle nluß 
aber nicht unbedingt durch· st •• t­
lichen· Alleinbesitz gewährleistet 
sein. sondern es genügt beispIels­
weise der Besitz von 51 Pro~ent, weil 
man bekanntlich mIt 49 Prozent 
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51 Prozent nicht tibursUmmen kann. 
DIe ÖVP hat kein Interesse daran, 
öste,reich zum Spielball auslän­
discher Erdölinteressen zu machen. 
Dagegen ist .eine Sicherung nötig. 
Aber es sind auch noch drei weitere 
Gesichlllpunkte zu berücl"lchUgen: 

1. erfordert die Aufsehlle .. 
ß u n 8' der Hotrnungsgebfete u n­
.eheure Kapitalien lind 

2. erfo~ert der weitere Aus .. 
bau und die Mo d e rn i .. 
si fI run r der OMV einen eben ... 
lolchen flnanslellen Aufwand. Es 
sei 1 .. I .. Udt darauf verwie .. n, daß 
eint! einzIge moderne Raffinerie ... 
an1 ....... 800 bis 1000 Mllllonen 
Sdtllllnr kostet. Da aber d .. 
österreichisdte Erdöl von minderer 
Qualltllt Isl, sind .olcl!e I\afflnerle­
I<Ilaron unbedingt nolwendi •• 

3. tllIerroldt muß darauf be­
dadtl sein, daß eo für seIn Erdöl 
über ,.oll'n.t. Aboah­
m ä r k t c verfUgt, das heißt, wir 
dOrten. uns In keine einseitige 
Abhlin,igkell vom Osten be&'1!ben. 
sondern müssen auch nam dem 
We.ten Uetem können. Im Westen 
aber kontrolUeren die croßen in .. 
terriat.Jonalen ErdUIßrmen, daber 
ist ein Arrangement im Interesse 
Ö.klrreic:i:t. notwendig, weIl wIr 
1I0nst auf UOHren eirenen SddUzen 
sitlen wUrden und aie nicht ver .. 
werten könnten. 
Aus diesem Grunde ist die ÖVP 

gegen eine finanzielle Abfindung der 
sich aus den Wiener Memoranden 
ergebenden RUcltstellungsansprfiche 
der· ausländischen Erdölfirmen und 
für eine RÜckstellung in Natura, um 
die FIrmen dallernd am Absatz des 
österreIchIschen öls in der freIen 
Welt zu interessieren. 

Fallt man diese Darlegungen zu­
sammen. so ergeben sIch folgende 
von der Österreichlscllen VOlkspartei 
bereits wiederholt Jn der Öffentlich­
keit dargelegten Grulldsätze: 

Die vorhandenen Vermögen, .. 
werte der Erdölgowlnnnnr und 
... verarbeltung sollen nadJ Aus­
scheidunr der Vennö.renswerte re .. 
mäß dem 'Vfener Memorandum 
in eIner Aktlen~e.ell_ 
sChaf~. zusammenrefaßt 
werdgp, an der der Bund mit 
mlnd~ten. 51 Prosent und Nledor­
österrelcl! enlsprecl!end beteiligt 
Jein sollen .• der restliche Aktten­
"nten soll zur Au.pbe b illi ,e r 
V 0 I k. a k tl e n .verwendet wer-



12 

den, wodurch, abgesehen von den 
dem BWld zuflIeßenden Rein­
erträgnissen, weiteste Bevijlke~ 
rungsschichten in den unmitteJ... 
baren Genuß der Erträgnisse der 
österreichischen Ereölwlrtschatt 
kommen sollen. Die Rechte des 
Bundes sollen durch einstimmige 
Beschlüsse der Bundesregierung 
ausgeübt werden. Durch die B c­
teiligung von Nieder­
Ö 8 te r r e i eh (NJOGAS) sollen 
die Interessen dieses durch die 
Besatzungsverhä,ltnisse besonders 
geschädigten Bundeslandes ge­
wahrt werden. 
Diese grundsätzliche Stellung­

nahme wäre noch in zweifacher 
Hinsicht zu ergänzen! 

1. Der Bodenschatz Erdöl soll 
österreich nicht nur in der Form von 
Rohstoffen zugute kommen. In der 
ganzen Welt ist es vielmehr tiblich, 
das Erdöl beziehungsweise seine Ab­
fälle zu hochwertigen Produkten 
welterzuverarbeiten. Fast alle An­
lagen, die hierzu nötig sind, fehlen 
jedoch derzeit noch in Österreich. 

.' Bezüglich dieser neu aufzubau­
enden Erdölchemieproduktion (Ab­
fallauswertung) vertritt die ÖVP 
die Auffassung, daß diese im 
Sinne der im Kapitell (Verstsat-. 
lichung) dargelegten Ansichten 
dem p ri v a tw i r t s c h a f t .. 
li ehe n S e k tor vor b e· 
hai te n bleiben 8011. 

2. Eine bedem,,,de Rolle wird 
auch der vertrieb des Erdöls und 
seiner Produkte spielen. Hier ver­
tritt die ÖVP die Ansicht, daß es den 
Grundsätzen der wirtschaftlichen 
Vernunft und Freizügigkeit wider­
spricht, den Handel zu verstaatlichen. 
Deshalb soll die Erdölvertriebsge­
sellschaft öROP (die frühere OROP) 
ebenso in privatwirtschaftliche 
Hände übergeführt werden, wie die 
derzeit noch vom Verstaatlichungs­
ministerium geführte "Marthau 

.. 

Erdölgesellschaft. 
Die "Martha" wlre also aus der 

Kompetenz des VerstaatUchungs­
ministeriums he tau szu n e h .. 
me n, das heißt praktisch zu ent· 
staatlichen, mit der derzeit noch 
der Kompetenz des Finanzmini .. 
sterlums unterstehenden tlROP zu 
f u s ion i e reD, und das -aus der 
Zusammenlegung der beiden Ge· 
seIlschaften neu entstehende Un ... 
ternehmen müßte als eIn nie h t .. 
verstaatlichter Betrieb 
nach privatwirtschaftlichen Grund­
sä tzen gefÜhrt werden. 
Da auch ausländische Erdölfirmen 

in österreich Absatzorganisatfonen 
besitzen, ist im Interesse der oster­
reichischen Wirtschaft der Bestand 
einer solchen inländischen Handels­
gesellschaft unbedingt' wUnschens .. 
wert, weil dadurch die osterreichische 
Mineralölverwaltung auf jeden Fall 
einen sicheren Abnehmer besitzt. 

4. Volksaktie 
Die ÖVP hetrachtet die Volksaktie 

als einen aus ihrer modernen Sozial­
programmatik sich zwangsläufig cr­
gebenden Köntgsgedanken von ähn­
licher ja noch tiefergehender Wir­
kung' als die seinerzeit von ihr pro­
klamierte Idee des Wohnungseigen .. 
turns. Nicht umsonst richtet sich die 
gesamte Wucht der sozialistiscl'l.cn 
Propaganda gegen den Gedanken 
der Volksaktie, weil sie in ihr eine 
tödliche Gefahr erblickt. 

Mit Recht! Denn es wird hier­
durch neuerlich, und zwar in 
äußerst profilierter Welse, unter 
Beweis gestellt, daß das von der 
öVP vertretene Wirt • .."flspro­
gramm kein Selbstzweck, sondern 
ein Inskumcnt zur Entproletari .. 
sierung, fnr Eigentums· und 
Mittelstandsbildung, zur Hebung 
des Lebensstanda.rds Ist. 

Dem ncoulosen Begrif! 
des Staatseigentums wird 
eine so z i al e Re a I i t ä t gegen .. 
übergestellt, die offenkundig unter­
streicht, daß nicht aus der Dogmatik 
des Sozialismus und Kommunismus 
der Arbeitnehmerschaft der weitere 
soziale Aufstieg gewährleistet ist. 
Der Gedanke beispiels\','cise, den 
Erdölarbeitern Aktien als Anteil­
scheine 3m Unternehmen zu geben, 
zeigt diesen Arbeitnehmern klar ~nd 
deutlich, daß ihre echten Interessen 
von der angebUchen Kapitalisten­
partei vertreten werden. Der wahre 
Vorteil für den Erdölarbeiter liegt 
nicht im Bewußtsein,. daß sieben 
Millionen österreicher sich Miteigen­
tümer eines Staatsbctriebes nennen 
I;:önnen, sondern im echten Mitbesitz 
und dessen klingenden Ertrag. Der 
Gedanke der, Yolk'Saktie ist zwar -im 

, 

Zusammennang mit oer AuseIn­
andersetzung um das Erdöl aufge­
taucht, beschränkt sich aber nicht 
allein auf diesen Sektor. 

Die Sozialisten fUrchten die 
.volksaktie 

Im Gegenteil. Die VOlkspartei 
möchte bei allen verstaatlichten 
Unternehmungen, den Unterneh .. 
mungen des deutschen Eigentums 
und der Energiewirtschaft solches 
echtes 'Miteigentum durch direkten 
Anteilbesitz schaffen und ennög­
lichen. Natürlich erblickt darin die 
kommunistische und sozialistische 
Propaganda eine eminente Gefahr, 
'Yen hierdurch ein Einbruch in die 
von ihr beeinftußte Arbeitnehmer .. 
schaft erzielt werden kann. Die 
VOlkspartei verspricht sich durch die 
Ausgabe von Volksaktien nicht allein 
soziale Vorteile, sondern auch einen 
echten wirtschaftlichen Gewinn, weil 
hierdurch dIe verstaatlichten Be­
triebe zu einer gesunden privatwirt­
schaftlichen Führung gezwungen 
werden' und weil eine zusätzliche 
Kapitalaufbringung ohne Belastung 
der Steuerzahler ermöglicht wird. 

Gegen den Gedanken der Volks­
aktie ist von den Sozialisten und 
Kommunisten eine Reihe von Ein­
w.änden vorgebracht worden, die 
jedoch leicht zu widerlegen sind: 

Nicht Versmenkung, sondern 
gerechter Anteil 

a) Angeblich wird durch die Volks­
aktie VOlksvermögen verschenkt 
weil der Staat in di.ese Betrieb~ 
große finanzielle Mittel investiert 
hat oder sogar, wie beIspielsweise 
für die USIA-Bettiebc, einen Ab­
]ösebetrag leisten mußte. Von einer 
Verschenkung kann jedoch keine 
Rede sein, weil diese Volksaktie 
nicht kostenlos verteilt, sondern ver­
kauft werden soll. Eine kostenlose 
Verteilung wäre auch überdies ein 
F~hler, weil ein gerechter Vert'ei­
lupgsSchlüssel nicht gefunden wer­
den könnte. Immer würde es Bevöl­
kerungsteile geben, die mit dem 
Schlüssel nicht einverstanden wären. 

Jeder soll, sie· erwerben können 
, b) D~e Sozialisten und Kommu­
nisten werfen ein, daß diese Volks .. 
a~tien nur ein Vorwand sind, um 
dIe Betriebe zu reprivatisieren und' 
Kapitalisten in die Hand zu spielen 
Sicherlich ist durch die Ausgabe vod 
;Volksaktien ein gewisser. Reprlvatl-
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sierungsprozeß gegeoen, 'der aber 
seine Schranke an den durch die 
51 Prozent im Staatsbesltz verblei­
benden Anteilen findet. Der Gefahr 
jedoch, daß die Volksaktien von 
anonymen Kapitalsgruppen aufge .. 
kauft werden könnten, kann gesetz .. 
lich ein Riegel vorgeschoben werden 
etwa dadurch, daß- die Volksaktie~ 
als Namens- und Inlandspapier aus .. 
gegeben werden und daß sich dar .. 
über hinaus der Betrieb bzw. der 
Staat ein Rückkaufsrecht sichert' 
Durch diese Sicherungsmaßnahme~ 
wird geWährleistet, daß eine Volks .. 
aktie immer nur von einem persön ... 
lichen Besitzer an einen persönlichen 
Besitzer, und zwar an einen Inlän ... 
der, verkauft werden kann. Ein wei-

, terer Einwand lautet) daß eine solche 
Volksaktie für den kleinen Mann zu 
teuer ist. Dem kann durch eine 
kleine Stückelung der Aktie auf 
S 100.-, 200.-, 500.- abgeholfen 
werden. 

. c) Der gegenteilige Vorwurf lautet, 
d.aß der kleine Sparer am Erwerb 
einer solchen Aktie kein Interesse 
haben wird, weil auch bei den bisher 
aufgelegten Anleihen nur ein gerin ... 
ger Teil durch kleine Sparer gezeich ... 
net wurde. Dem ist entgegenzuhalten 
daß eine Aktie einen wesentlichen 
Vorteil gegenüber einet' Anleihe 
bietet, weil sie nicht allein verzinst 
wh'd, sondern auch einen Gewinn­
anteil garantiert. Sollte aber dieser 
~inwand wirklich zutreffen, dann ist 
lJ'!1mer noch der Staat Besitzer dieser 
lllchtverkauften Aktien' er 'wird 
doch lediglich gezwungen: 49 Prozent 
zum Kauf anzubieten. Die Sozialisten 
sollen daher in Ruhe abwarten ob 
die Volksaktien tatSächlich gek~uft 
werden. 

, Ein weiterer Einwand lautet, Claß 
diepe Aktien nicht an den kleinen 
Mann herankommen. Dem kann da­
durch abgeholfen werden daß man 
auf dem Weg über die 'Kammern 
Gewerltschaften, Ämter und Behör~ 
den, so wie es bei den Anleihen ge­
schehen ist, solche ZeichnungSlUög_ 
lichkeiten schafft. . 

Ein weiterer Einwand lautet daß 
ein~ :Aktie ein Risiko belnh'altet, 
weIl Ja der Wert einer Alt'" vom 
~ert des Unternehmens r :.lngig 
l~t; man Imnn damit Ge, .n er­
ZIelen, man kann aber aucfl einen 
Verlust ~rleiden, wenn der Kurswert 
der A.kbe unter das Nominale sinkt. 
Dem 1st entgegenzuhalten daß man 
solche: Volksaktien -eben n~r bei Sol .. , 
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ehen Unternehmungen ausgibt, die 
bel vernünftiger wirtschaftlicher 
·FUhrung einen Gewinn garantieren. 

Wem sollen also Volksaktien an­
geboten werden? Jedem österrei­
cher, der sich dafür interessiert, vor 
allem aber soll den Arbeitnehmern 
der betreffenden Betriebe ein Vor ... 
zugsangebot ermöglicht werden. In 
vielen privaten Aktiengesellschaften 
Ameriltas zum Beispiel besitzen die 
Arbeitnehmer solChe Aktien. Der 
hohe Lebensstandard des amerika­
nischen Arbeitnehmers gründet sich 
nicht allein auf die Löhne, sondern 
auch auf' die Erträgnisse dieser 
Aktien. Und sO wie in Amerika der 
Besitz von kleinen Alttlen zu einem 
wesentlichen Kapitalschaffungsfak­
tor, ja ~radezu zu einem Stabilisator 
der Konjunktur wurde, wird dies 
durch die Schaffung 'Von Volksaktien 
auch fUr die österreichische Wirt­
schaft bewirld werden. Es besteht 
allerdings hier ein Hindernis durch 
die Doppelbesteuerung des Ertrages 
der Aktien; solange diese nicht be­
seitigt wird, wird die Ausgabe von 
Volksaktien auf dem Aktienmarkt 
nicht den Umfang annehmen, der im 
allgemeinen Interesse liegt. 

Ein weiterer Einwand der Sozia­
listen lautet: Weshalb will die 
Volkspartei gerade bei den verstaat­
lichten Betrieben solche Volksaktien 

ausge15en'? Darau't ist zu anfworten. 
daß kein Hindernia besteht, wenn 
eine private Aktiengesellschaft die. 
ebenfalls tut. In erster Linie aber 
kommen dafür die verstaatlichten 

, Betriebe in Frage, denn diese Unter­
nehmen gehören ja der Allgemein­
heit, also dem Volk, und das Volk 
hat daher ein Recht darauf, Am Er ... 
trag dieser Betriebe zu partizipie­
ren. beim privaten Betrieb, der ja 
nicht der Allgemeinhoit, sondern 
dem jeweiligen Unternehmer geMrt, 
besteht dieses Recht dagegen nicht. 

Nach den Vorschlägen der Volks­
partei wandelt sich also der Charak­
ter der verstaatlichten Unterneh­
mungen; sie sind zwar in ihrer 
Existenzberechtigung anerkannt, sie 
sollen aber gezwungen werden, nach 
gleichen Wettbewerbsgrundsätzen 
wie die Privatwirtschaft 2;U arbeiten, 
sie sollen der gleichen Besteuerung 
unterliegen und Ihre G<lwlnne sollen 
zur Hebung des allgemeinen Lebens­
standards der gesamten österreichl ... 
sehen Bevölkerung beitragen (im 
Rahmen der 51 Prozent)~ sie sollen 
im Rahmen der 49· Prozent den Ent· 
proletarisierungsprozeß und den 
Prozeß der Elgentum.bildung för­
dern und durch die Hereinnahme 
der vielen kleinen Aktionäre zu 
einer echten Wirtschaftlichkeit ge­
zwungen werden. 

5. Luftfahrt 
Bekanntlich hat die Gründung 

zweier 6sterreichischer Luftverkehrs­
~esellschaften das Ansehen Öster­
reichs im Ausland geschädigt .. Die 
inländische Presse hat in diesem 
Zusammenhang von einem Proporz­
streit gesprochen und den Vorwurf 
erhoben. daß man sic:h nicht geeinigt 
hat. . 

Nun standen aber auch in der 
Luftfahrtfrage die G run d sät z e 
der wirtschaftlichen Ver .. 
nun f t den s ,t a r ren Ans c h a u­
ungen der Verstaat­
li c h u n g s fan at i k er gegenüber. 

"AIr Austrial< ohne SteuergeIder 
Die Studiengesellschaft für Luft­

verkehr hat schon frUhzeitig mit den 
Vorarbeitor. für die Gründung einer 
österrefchischen Lu ftfahrtge.r Hschaft 
begonnen. Es gel<1Ilg ihr, eine der 
bedeutendsten Luttfahrtgesell5Chaf­
t~n der Wc-1t, die holländische KLM, 
für das Projekt zu interessieren. 

Auf Grund der Zusage der KLM 
b:onnte an die Gründung der Ge ... 
sellschaft "Air Austria" geachrltten 
werden. Dle.e Gesellschaft hat den 
Vorteil, daß sie ohn eS t a a ts m i t­
tel arbeiten wIrd und dem Steuer­
zahler daher keinerlei Belastungen 
erwachsen werden. Aktionäre der 
Air Austria sir..d neben der KLM 
zahlreiche bedeutende österreichische 
Firmen. 

DIe KLM s~lIt Ihren umf,,,,,­
reichen te<flnlsd1en Apparal und 
Ihre reichen Erfahron«cm rar Ver­
fügung. SO' sind 1'. B. sdton meh .. 
"'''' pno~n der Air Au.lrlo beI 
der KLM ausgebildet worden. Am 
allerwl<fltlg.~n. aber .Iot, daft sich 
die honindil/dle Luflfahrt","I1-
s<flaft bereU· orklirt hat, ein all­
fällig.. Dell.zU In den Anfang.­
jahren IU &I'a.cen. 
Da die Air Austria über die nö ... 

tigen Maschinen und über ausge­
bildetes Persona! verfügt - laut 

j 
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Staal6vertr., dart eine 1Isterrei­
chl.ehe Luttfahrtgesellscl1att nur 
österreJchJsches Personal verwen .. 
den -, könnte sie bereits im· 
ryeurigen Sommer den Flug ... 
betrieb aufnehmen. Sie hat auch 
schon vor langem Um die hierzu 
nötige Konzession angesucJ>t doch 
wurde ihr' diese I<:onzession 'bisher 
von Mjnister Waldbrunner v e r­
weigert. 

lellRhaft ein Deflilt ba"ben
t 

10 
werden diele Mittel ZUr BedeckunI' 
herhalten mOssen. Im Gegensatz 
zur KLM hat nlmll<fl dIe SAS 
nIcht erklArt, daß sie für einen 
Belrlebsabg.ug aUfkommen würde. 
Da die Proponenten der Wald-

brunnerschen Gesellschaft 1m Gegen­
satz zur Air Austria nicht genügend 
Vorarbeiten geleistet haben fehlt es 
vor allem an fliegendem Personal. 
Das hat zu der Groteske gefUhrt, daß 
die. Waldbrunnersche Gesellschaft 
zunächst die Fluglinie nach Moskau 
gar nicht befliegen will. Ge­
rade hier liegt aber eIne große 
C h a n c e des österreichischen Luft­
verkehrs, denn Österreich Ist neben 
Finnland das einzige Land außer­
halb des Eisernen Vorhangs das 
Fluglinien in die Sowjetunion' füh­
ren darf. Entscheidend aber ist, daß 
Waldbrunner zwar weiterhin ver .. 
lmchen kann. der Air Austria die 
Konzession 2U verweigern, daß er 
selbst aber ebenfalls nicht in der 
Lage ist, mit seiner Gesellschaft zu 
fliegen, da die Zulassung zum inter­
nationalen Luftverkehr von der 
Genehmigung der Bundes .. 
re g 1 e run g, die einstimmig er­
folgen muß, ab h ä n gl g Ist. Auch 
darüber wird also am 13. Mal ent­
Schieden werden: nämlich ob öster­
reich eine leistungSfähige, nach sach .. 
lichen und wirtschaftlichen Gesichts_ 
punkten gefUhrt. Lufttahrtgesell_ 
Schaft oder eine "Fliegende Bundes­
bahnu Waldbrunners. die mit 
öffentlichen Geldern arbeitet, haben 
wird. 

SoU eine noS. Chan"" verpaßl 
werden? 

Dies Ist einzig und allein darauf 
2urUclczufUhren, daß Waldbrunner 
nur eine unter seinem Einfluß ste­
hende LUfttahrtgesel1schaft dulden 
wlll. Er hat auch ane Anstrengungen 
unternommen, um eine solche 
Gesellschaft ins Leben zu rufen. So 
hat er dem Verkehrsbüro eIne 
Konzession ausgestellt, doch die s e 
Konzession ist· wertlos 
denn das VerkehrsbOro selbst' kann 
keine Fluglinien betreiben, eiM 
übertragung der Konzession an die 
Wal?brunnersche Fluggesellschaft 
Ist Jedoch gesetzlich nicht möglich. 
Nach langem Verhandeln Ist es 
Waldbrunner endlich gelungen, die 
skandinavische LUfttahrtgesellschaft 
SAS dazu zu bringen, sich an seiner 
Gesellschaft zu beteiligen. Die weU,,­
re!' Aktionäre sind verstaatlichte Be­
triebe, bzw. Betriebe der Gemeinde 
Wien. 

D.. helßI also, daß HffentuclJe 
MIt~1 für den Aufbau der Wald­
brunnerschen Gesellschaft heran. 
l'eloKen werden; sollte diese Ge .. 

S. Rundfunk 
Der Österreichische Rundfunk 

steht derzeit noch unter öffentlicher 
Verwaltung, weil man sich Ober die 
wesentuchen Grundsätze des Rund­
f!lnkgesetzes zwJschen den Koali_ 
tIOnsparteien nicht einigen konnte. 
AUch auf diesem Gebiet vertritt die 
?Pö AUffassungen, die stch aus 
l~rem staatsdoktrinären Denken er­
geben: 

M6.II<f1Bt well,ohende zentrale 
Lenkung und AUOllChaltun, de. 
Lind.rolnllu .... , ITiSßlmögl1<her 
Einlluß des BMfVuvB. und Zu­
.Ilindl,kell nlclJl aUeln far den 
tedtnlldlen, londem aum den 
kalIurelIen (programm.IIBchen) 
BerolclJ. 

Das Ministerium hat einen diesen 
Grundsätzen Rechnung tragenden. 
Entwurf. zu):' Stellungnahme an die 
!{ammern ausgegeben. der von uns 
r~stIos abgelehnt wird. Die ÖVP Ist 
SIch bewußt, daß sie mit ihrer 
Stellungnahme weitgehend mit der 
ö1Tentuchen Meinung Übereinstimmt 
die sich ;für die Regelung des Rund~ 
funkwesens in außerordentlich ho .. 
hem Maße interessiert. 

Die Grundsätze der ÖVP lassen 
sich in wenigen Sätzen zusammen .. 
fQssen: 

Waldbrun""r 101 nlclJt allein 
xusUindir 

. a) Der ku 1 tu r elle Se k tor 
~st vom tee h.n i s ehe n "A A .. "" I ... 1.. 
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zu trennen: für den erSteren 
muß das Unterrichtsministerium ZU ... 
ständig sein, so daß für das Ver­
kehrsministerium lediglich der sich 
aus der Natur der Sache ergebende 
technische Bereich verbleibt. Es ist 
dies auch leicht durch einen Ver ... 
gleich zu begrUnden. Das Verkehrs ... 
ministerium hat für geregelte 
Eisenbahn- und PostautobuslInien 
zu sorgen (technischer Bereich), 
während es ihm völlig gleIchgültig 
sein muß, welclJ.e Auffassungen und 
Anschauungen die' Benützer der 
Eisenbahn und Postautobusse ver .. 
treten. Der Staat hat die Voraus­
setzungen zu schaffen, daß der 
Rundfunk als technische Einrichtung 
fortschrittlich ist und die organisato ... 
rischen Voraussetzungen gegeben 
sind. Die Öffentlichkeit hingegen hat 
ein eminentes Interesse daran) was 
gesendet wird. Es entspricht dies 
e"inern demokratischen Gemeinwesen, 
in dem der Staatsbürger das Recht 
auf freie Meinungsäußerung und 
Mitbestinunung hat. 

Wahrung der LllndelTechle 
b) Die ÖVP ist für weitestgehende 

Berücksichtigung der Länderinter­
essen. weil dies dem historisch ge­
wordenen Staatsaufbau entspricht. 
Sie sieht die Sicherung dieser 
Länderinteressen durch verschiedene 
Maßnahmen gewährleistet: 

1. Darin, daß den Landeshaupt .. 
leuten die Möglichkeit der Bestel­
Jung der Intendanten der Landes .. 
sender gesichert werden soll; 

2. daß den Landeshauptleuten 
ein Teil der RundfunkbeitrYge 
direkt zugeleitet wird, damit sie 
die Programminteressen der Lln .. 
der unmittelbar wah.ren kBnnen 
(siehe Künstler, Orchester etc. aus 
dem Landesbereich); 

3. die Schaffung von Progrn.nun .. 
beiräten :"ei den Landessendern. 

die das unmittelbare InferesMi 4el' 
Länder am Rundtunkpro.rratnm 
sicllern sollen, und 

4. den Einbau der Llnder Indio 
zentrale Leitung des gesamlltaat­
lieben Rundfunks. 
c) Richtige Verwertung des 1-

Sch!llings (lnvestitionsbeittag). Es ist 
unzulässig, daß die Investitionen, die 
auf Grund des I .. Schillings gemacht 
werdenl im Staatseigentum ver­
bleiben. Die Investitionen, die der 
Hörer ermöglicht, müssen Eigentum 
der zu gründenden Rundfunkgesell­
schaft sein. damit ihre Unabhängig .. 
keit vom Staate garantiert ist. 

d) Es ist unb!lIig, daß die Kosten 
des Rundfunkprogrammes, für deren 

"Deckung derzeit der Rundfunkbei­
trag nicht ausreicht, ledigllch vom 
Finanzminister getragen werden 
sollen. Hier muß auch das Budget 
des Verkehrsministerlunls herange­
zogen werden, 

e) Welters ist die ÖVP der Auf­
fassung, daß die kulturellen Organi ... 
sationen urid die Organisationen der 
Rundfunkhörer in der zentralen 
Leitung des Rundfunks zu veran­
kern sind. um mögl.iebst allen inter ... 
essierten Grupppn die ihnen ge .. 
bührende Mitwirkung zu sichern. 

Aus all dem' ergibt sich. daß sich 
die Forderungen- der österreichischen 
Volkspartei weitgehend mit den 
AUffassungen decken, die von "der 
überwiegenden Mehrzahl der öster­
reichischen Bevölkerung vertreten 
werden. Die ÖVP wIll einen 
proporz- und parteifreien Rundfunk, 
der nicht von der Willkür eines 
Ministers oder anonymen Macht ... 
apparates abhängig ist. Der öster­
reicliische Rundfunk muß ein 
Künder und Mahner unseres Kultur­
bewußtseins sein, ein Träger des 
Frohsinns und der Unterhaltung, ein 
Forum des ganzen Volkes, fern von 
pOlitischer Diktatur. 

Sozialpolitik 
Die Tagung auf dem Semmering 

hat eine Erkenntnis Allgemeingut 
werden lassen, die schon lange vor­
her in Kreisen der Volkspartei viel­
fach diskutiert 'WUrde. Es handelt 
sich um die Tatsache, daß die Sozial .. 
politik nicht eine ausschlleßl!che 
Angelegenheit des ÖAAB und die 
Wirtschaftspolitik nicht eine alleinige 
Angelegenheit der beiden anderen. 

Bünde ist. Das ergibt sich aus der 
Tatsache, daß die sozialen NotsUinde 
nicht 'mehr aussc;1'lließlich auf dem 
Sektor der Arbeitnehmerscllaft ge­
geben sind, sondern auch auf ganz 
anderen Gebieten, sei es bei großen 
Kreisen der Selbständigen oder sei 
es bei den Problemen der Wohnungs­
und Familienpolitik. Die Volkspartei 
hat auf diesen neucn Gebieten 

I 
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lilitiativ VorSChläge' untertireltet und 
Ist damit in fortschrittl!cher Weise 
aut Neulan<i vorgestoßen,' während 
die Sozialisten mit ihrer Bl!ck­
richtung in die Vergangenheit die 
sozialen Probleme immer noch auf 
den' Kreis der Arbeitnehmerschaft 
p.eschränkt sehen. Das Interesse, das 
sie jetzt in den letzten Tagen und 
Wochen für die anderen Probleme 
entdeckt haben, ist wohl auf die 
kommende Wahlauseinandersetzung 
zurückzuführen. 

I)azu kommt noch die Erkennt­
nis; daß sQzlale LeIstungen' nur 
durch eine vernünftige Wirt .. 
sebaftspoIiUk ermögUcht werden. 
die hierfür die erforderlichen 
finanziellen Mittel aufzubringen 
vermag. Aus dIesen Gründen ver· 
wisch ten sich auf der Tagung am 
Semmering die Grenzen zwischen 
den Bünden, weIl alle Bünde 
soziale WünSche vorzubringen 
haben und weil alle Bünde gew 
meinsam an dem Gedeihen der 
\Virtscllaft interessiert sind. 

österreich ist oft als jener staat 
bezeichnet worden, der die modern­
ste Sozialgesetzgebung der Welt be­
sitzt. Das ist insoferne richtig, als 
im großen und ganzen alle die 
Lebensverhältnisse der Arbeitneh­
mer beIilhrenden Probleme gesetz .. 
lieh geregelt wurden. Erst jüngst 
fand dies seine Krönung durch das 
neue ASVG, das die endgUlUge 
Sicherung der Renten und vor allem 
die Alterspension der Arbeitcr 
brachte. Dieser Schlußstein der Ent­
wicklung, das verzeichnen wir mit 
Stolz, wurde u nt e r wes e n t­
licher Mitwirkung der 
Ö V P erreichti denken wir bloß 
dar an, daß die monatelangen Ver­
handlungen unter dem· Vorsitz von 
Bundeskanzler Raab 'stattfanden. 
Ähnliches gilt für die Valorisierung 
un.d Entnivellierung der Beamten .. 
gehälter. Alles das, was jetzt noch an 
Gesetzen für die Lohn- und Gehalts .. 
empfänger geschaffen werden kann, 
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sind. entweaer VerI5esserungen der 
bestehenden Gesetze oder die Fül ... 
lung kleiner gesetzlicher Lilcken, die 
da und dort noch vorhanden sind. 
Die Frage der weiteren Hebung des 
Lebensstandards der Arbei~nehmer 
muß mit neuen Ideen und neuen 
Gesetzen durchgeführt werden) die 
unserem modernen Sozialprogramm 
entsprechen. 

Am Anfanr hingegen befinden 
wir uns noch bei den Fragen der 
FamlUen.. und. WohnungspoIitlk~ 
Aber aucl1 hier war es die ÖVP~ 
die diese Probleme Inltlallv In An­
grIff ,enommen hat, wobei neuer .. 
lIch die Richtigkeit des Satzes be­
wiesen wird, daß in Fragen der 
Sozialpolitik die SP!) rückständig 
und ~aktionär und die Volkspa.rtei 
die in die Zukunft blickende fort .. 
schrlttliche Partei Ist. Die große 
Aufgab. der allernächsten Zukunft 
jedoch ist die Sie her u n g der 
Existenz und des Alters 
der Selbständigen. 
Die Volkspartei hat hier seit 

Jahren Vorschläge erstattet, die von 
den Sozialisten erbittert bekämpft 
wurden. Ganz abgesehen davon, daß 
nach Auffassung der Volkspartei 
eine gesunde Wirtschaftspolitik die 
Betriebe der Selbständigen so ren ... 
tabel gestalten muß. daß die Siche­
rung der Existenz und des Alters 
durch den Ertrag dieser Betriebe ge .. 
währleistet werden kann, darf nicht 
übersehen werden, daß zusätzlich 
eine große sozialpOlitische Tat getan 
werden muß. Denn nach den Er­
schütterungen der vergangenen 
Jahre und Jahrzehnte, der Kriege. 
BUrgerkriege und Geldentwertun .. 
gen sind nun einmal gewisse 
Schichten des Gewerbes und der 
Landwirtschaft notlefde'.d gewor ... 
den. Aus moralischen,. volkspoliti .. 
schen und kulturel1en GrUnden er­
gibt sich daher die Verpflichtung, für 
diese Menschen die notwendigen 
Schutzmaßnahmen zu treffen, damit 
sie im Alter nicht Not leiden. 

7. WohnungsPolitik 
Die öVP lietraChtet die Bekämp­

fung der Wohnungsnot als ein 
Sozial problem erster Ordnung, das 
so rasch als möglich gelöst werden 
muß. Der ersten Regierung Raab ist 
es gelungen, das Problem der Ar­
beitsbeschaffung zu lösen und die 

Arbeitslosen praktisch zum Ver­
schwinden zu bringen. Eine der 
Hauptaufgaben der ÖVP In der 
kommenden Regierungsperiode muß 
es sein, mit der Wohnungsnot auf­
zuräumen. 

'Y/ie auf allen anderen Gebieten 
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ist in der Wohnoaufrage ans Kon .. 
zept der ÖVP grundverschieden von 
dem der SPö. 

Die Sozlall81en kennen aum In 
der Wohnungsfragc, den Begriff 
der Freiheit und des Elgentun'l.1I 
nlchl. Für sie Ist die Lösunr dle.er 
Frage nur ein weiteres Mittel, 
ihre Macht auszudehnen und den 
Staa.tsbürger zu regIemenUeren 
und zu. beherrsc11cuf 
In diesem Sinne treten die Sozia­

listen daftir ein, daß der Wohnbau 
ausschließlich aus Steuermitteln 
finanziert wird, die natürlich zur 
Gänze der öffentlichen, Hand zu­
fließen. Damit wird aber die öffent­
liche Hand gle!chze!tig zum größten 
Bauherrn und zum größten Haus­
herrn, der darüber bestimmen kann', 
wo gebaut wird, welche Typen von 
Wohnungen gebaut werden, vor 
allem aber, wer in diese Wohnungen 
einzieht. Mit anderen Worten: Der 
Staatsbürger hat zwar durch seine 
Steuerleistung das Geld für den 
Wohnbau aufzubringen, doch in dem 
Augenblick, in dem er dJeses Geld 
abgeliefert hat, ver I i e r t er 
j e des w e i t e r e Re c h t, mit .. 
zu b e s tim m e n und dafür zu sor ... 
gen, daß diese Mittel zu seinem 
Nutzen verwendet werden. 

Glückliche Menschen Im eirenen 
,. Heim ~ 

Das Wohnbaukonzept der ÖVP 
stellt dagegen den Begriff der 
menschlichen Freiheit und Un­
abhängigkeit sowie den Er­
werb und die Sicherung 
persönlichen Eigentums in 
den Vordergrund. 

Die Volkspartei will glUcklime 
Menschen sehen, die in ihrem 
eigenen Helm wohnen und stolz 
auf ihren Besitz sein. können, aber 
nicllt Menschen, die in riesigen 
Mietskasernen wohnen und von 
der Gna.de und Willkür eines 
Parteiapparates abhinl'en. 
Aus diesem Grunde ist die Volks .. 

partei auch mit allem Nachdruck für 
die Verwirklichung der Idee des 
Wohnungseigentums eingetreten. 
Diese Idee hat trotz der wütenden 
Angriffe. und Begeiferungen durch 
die Sozialisten einen unverglelch· 
lichen Siegeszug in ganz Österreich 
angetreten. . 

VIereinhalb Jahre nam der 
Gründung des Vereines der 
Freunde des Wohnungselrentums 
sind in unserem Lande bereits 

232 Hllu.er mit BUO Elrell{um.· 
WOhnuDl'en .ebaut worden. Dar .. 
über hinan. ai nd 98 .Hiuler mit 
3US WOhnun,en Im Bau. Ins,.' 
samt betreut der Verein in aUen 
Bundesländern 819 Objekte. In 
denen 16.34:1 Eigentumswohnunl'en, 
887 Oe.milftslokale und 92 BUro. 
entweder fertlggesteUt, im Bau 
oder in Planuna: sind. 
Es ist selbstverständlich, dAß der 

Gedanke des Wohnungse!gentum. 
weiterhin mit allem Nachdruck ver ... 
treten und großzügig ausgebaut 
werden wird. Jeder E!gentumswohn­
bau in österreich ist ein Symbol der 
Freiheit und des persönlichen Eigen­
tums. 

Alle Kräfte ,!Ur den Wohnbau 

Darüber hinaus 1st die ÖVP der 
Ansicht. daß ane geeigneten M!ttel 
ergriffen werden müssen, um die 
allgemeine Wohnbautätig­
keit so energisch als mög .. 
] 1 c h vor a n z u t re i ben. In die­
sem Sinne hat die ÖVP bereits in 
der letzten. Legislaturperiode einen 
Antr.ag auf Novell!erung des § 4 des 
Verstantlichungsgesetzes eingebracht. 
Demnach sollen die. Erträgnisse der 
verstaatlichten Betriebe in Zukunft 
nicht mehr Minister Waldbrunner, 
sondern dem Finanzmtnister als dem 
Treuhänder aller öffentlichen Mittel 
zur VerfOgung gestellt werden. Einer 
der Verwendungszwecke dieser dem 
FInanzminister zufließenden Mittel 
soll der Wohnbau seln, wobei vor 
allem größere Wohnungen tür 
kinderreiche Fam!l!en gebaut wer­
den sollen. Wie Bundeskanzler 
Ing. R •• b in einer Rede ganz richtig 
erkltirt h~t, tragen die Sozialisten 
durch das Versagen ihres Wohnbau", 
konzeptes· an der Wohnungsnot die 
Hauptschuld. Atis propagandistischen 
GrUnden haben die Sozialisten mit 
ihrer Wohnbaupolitik möglichst 
viele, aber dementsprechend kleine 
Wohnungen aus dem Boden zu 
stampfen versucht. Das katastrophale 
Ergebnis dIeser nuf rein·e Optik 
bedachten Wohnungspolitil{ ist es, 
daß gerade die kinderreichen Fami­
lien, die atn dringendsten des Wohn .. 
raumes bedürfen, in den Gemeinde­
bauten keine entsprechende Unter­
kunft finden. Hier muß Ab h I U e 
geschaffen werden, und diese Ab ... 
h!lte soll der erwähnte An t rag 
der ÖVP-A b g e 0 r d n e t e n 
bringen. 

Die Wirtschaftspolitik der öVP. 

wird c's alier auch ermögUc!ien, noCh 
andere Wege zur Finanzie ... 
rung des Wo-hnbaues zu be" 
Schreiten. D!e Wiederherstellung des 
Vertrauens in unseren Schilling hat 
die Autnahme von in .. und auslän .. 
dlschen Anleihen und Krediten für 
verschiedene große WIrtschaftsvor­
haben ermöglicht. Es muß alles 
darangesetzt werden, diese Finan­
zierungsmöglichkeiten auch fUr den 
Wohnbau zu erschließen. 

Wobnunren für klnderrei<ile 
Familien 

Neben der Schaffung von neuem 
Wohnraum Ist die gerechte Vertei­
lung des bestehenden Wohnraumes 
eines der Hauptanliegen der öVP. 
Auch hl.r hat Bundeskanzler Ing. 
Raab bereits der Öffentlichkeit 
einen Vorschlag vorgelegt, 

Durm lteuerUme Be,ftnBUrun• 
,.en für jene Hause1l'entßmer, die 
Wohnunren an kinderreidle Fami .. · 
lien verleben, soll erreIcht werden, 
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daa viele Wolinnnren. die heute 
effektiv nnterbele,t lInd. an jene 
verweben werden, die sie am drin .. 
,endsten benötigen. 
Es Ist selb,tverstfindlich. daß die 

ÖVP auf das schärfste gegen jeden 
Mißbrauch, der mit der Wohnungs­
not getrioben wIrd, auftritt, und daß 
sie das ungesetzliche Ablösensystem, 
dessen Nutznießer meist gar nicht 
die Hausherren, sondern zwischen­
geschaltete Verwalter und Vermitt­
ler sind. auf das enwch!.denste be­
kämpft, 

Helralsdarlehen fUr jnnte Ehepaare 

Aus famIlienpolitIschen GrUnden 
muß es. vor allem. den jungen Men­
schen ermöglicht werden, in den 
Besitz einer Wohnung zu kommen. 
Aus diesem Grunde hat die öVP 
schon vor einiger Zeit im Parlament 
beantragt, den" Hausratsdarlehens­
fonds in Zukunft zur G e w ä h run g 
von Heiratsdarlehen zu ver­
wen.den. 

8. Familienpolitik 
Für die Familienpolitik gilt eine 

grundsätzliche Feststellung, die gar 
nicht nachdrücklich genug hervor­
gehoben werden kann. Alles. was 
bisher für die Familie an fördernden 
Maßnahmen geleistet wurde, geht 
einzig und allein auf das Drängen 
der ÖVP zurück. Die Sozialisten 
sind in der FamlHenförderung stets 
hinter der Volkspartei hergehinkt. 

Diese Initiative der ÖVP !n der 
Fam!l!enpolitik ergibt sich zwangs­
läufig aus Ihrem Wesen. Die ÖVP Ist 
eben eine ehr ts t li eh", dem 0 ... 
kratische Partei und eine 
Partei des österreichi­
schen Volkes. 

AI. mrlstllm - demokraU.me 
Partei war es tUr sie selbstver .. 
stindUch, allein schon aus ideellen 
Gründen für die ErbaUunK und 
den Sebu's: der Fam1l1e ein!u­
t~ten. AI. tlne P"rlel dei öster­
relm13cben VolJ..es aber hat sie 
kl .... erkannt. daß die Familie die 
KelmnUe des Volkes Ist, VOn 
doren Gedeihen .mUeßlim die 
Zukunft und d .. Wohl und Wehe 
der resamten Nation abhlnlt. 
Den Sozialisten hat jede gesin ... 

nungsmtlilige Voraussetl,ung getehlt, 
um diese Bedeutung der Familie mit 
gleicher Klarheit zu erk=en und 

anzuerkennen. Aus einem ~öllig 
falsch verstandenen und unzeitge­
müßen Liberalismus heraus sind sie 
für die völlige Fre!zügigkeit auf die­
sem Gebiet eingetreten 'und haben 
sich bis in die letzte Zeit hinein für 
die Tötung des keimenden Lebens 
. eingesetzt. Dabei spielte zweifellos 
der Gedanke mit, daß eine geringe 
Kinderzahl viele soziale Probleme 
sozusagen von selbst löse, weU. je 
weniger Menschen geboren werden, 
desto weniger Menschen auch An­
spruch auf Arbeit, Unterkunft und 
soziale Betreuung erheben können. 

Daß solche VberIegungen Ire­
radewegs In den Volkstod fUhren, 
scheinen die SozlaUsten erst er­
kannt zu haben, als die sinkenden 
Geburtenziffern geradezu ein 
Alarmstgnal Kaben und shit aUen 
Ernstes die Frage stellte, wer 
denn In einem zus:ehends ver .. 
"reisenden Volk durch seiner 
lliinde Arbeit die Mittel aufbrln­
ren solle, die fUr die Immer 
,r6ßer werdende Zahl der nlm! 
mehr arbeUstlihi,en Rentner er· 
forderJlc:b sind. 

Erst nls diese Problematik sich 
In aller Deutlichkeit abzeichnete. 
schwenkten die Sozialisten langsam 
'und widerstrebend aut die Pol!tik 
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der Familienförderung ein. Daß es 
sich hierbei nur um einen rein ver­
standesmäßIgen, nicht aber um einen 
gesinnungsmäßigen Wandel han­
delte, geht daraus hervor, daß die 
alte Forderung nach Lockerung des 
§ 144 In den sozialistischen Reihen 
noch keineswegs verstummt jst und 
daß den Sozialisten jede wirklich 
konstruktive Maßnahme zur Förde­
rung der Familie mühsam abgetrotzt 
werden muß. 

Was die öVP gelelslet hat 
Aus dieser grundsätzlichen Proble­

matik heraus wird es klar ersicht­
lich, warum eben die Initiative in 
der Familienpolitik eindeutig bei der 
ÖVP liegen mußte und auch tatsäch­
lich gelegen ist. Diese Initiative 
zeichnet sich in zahlreichen Einzel­
beispielen deutlich ab. 

Raab schuf die Kinderbeihilfe 
Bereits beim Abschluß des ersten: 

Lohn_ und Preisabkommens hat die 
ÖVP unter den allerschwierigsten 
Bedingungen der Nachkriegszeit mit 
der Einführung der Kinder­
bei h i 1 fe bewiesen, daß sie' die 
Notwendigkeit einer besonderen 
Förderung der Familienerhalter er­
kannt hat. Es war der damalige 
Präsident der Bundeshandelskammer 
un<\. heutige Bundesparteiobmann 
und Bundeskanzler lng. Raab, der 
mit dieser Idee der Kinderbeihilfe 
den Grundstein zur heutigen gesetz­
lich verankerten Förderung der Fa .. 
milien in Österreich legte. 

ErweIterung zum FamilIenlasten ... 
, ausgh~ich 

Die anfänglich nur den Unselb­
ständigen gewährte Kinderbeihilfe 
vlurde im Laufe der Zeit immer 
wiede.r verbessert und ausgebaut. 

Im Jahre 1954 war es dann so 
weit, daß dieses System der 
Kinderbeihilfe durch die Einbe .. 
ziehung der Selbständigen in der 
Landwirtschaft und der gewerb­
lichen 'Wirtschaft zu eInem um­
fassenden Familienlastenausgleich 
ausgebaut werden konnte. 
Da die finanzielle Bedeckung da ... 

mals jedoch noch nicht ausreichend 
war, konnte die Einb:2lziehung der 
Selbständigen nur in beschränktem 
Umfang erfolgen. Selbst gegen diese 
Maßnahme leisteten die SozialIsten 
Widerstand und die Schaffung des 
Familienlastenausgleiches, der ein 

für ganz Europa vorbildlic1:ie! 
System darstellt", mußte ihnen müh­
sam abgetrotzt werden. Um so 
größer ist das Verdienst der OVP in 
dieser Frage. 

EInbeziehung der Selbständigen 
Anfang des Jahres 1956 war es dann 

so weit, daß die ÖVP den nächsten 
entscheidenden Schritt in der Fami­
lienförderung tun konnte. Es gelang 
ihr, die Einbeziehung auch des ersten 
Kindes der Selbständigen in der 
Landwirtschatt und der gewerb .. 
lichen Wirtschaft durchzusetzen. 

Zwar erfolgte diese Einbezie .. 
bung nur mit einem verminderten 
Betrag, doch ist es der feste Wille 
der ÖVP. auch die völlige Gleich­
stellung der Selbständigen und 
der Unselbständigen in der Faml· 
lienhUfe durcbzusetzen, Zugleich 
mIt der Einbeziebung des eraten 
Kindes der SelbständIgen wurde 
die Einführung einer e.inmali~en 
Geburtenbeihilfe für jedes neu­
geborene Kind. rUckwirkend ab 
1, Jänner 1955, beschlossen. 
Es versteht sich von selbst, daß 'die 

Sozialisten auch bei diesen Maß­
nahmen nur sehr zögernd mit­
gingen, daß sie aber, sobald die 
nötigen Beschlüsse gefaßt waren, 
um BO energischer versuchten. den 
propagandistischen Erfolg fUr sich 
auszunützen. 

Auf der festen Grundlage des 
bisher Erreichten aufbauend, wird 
die ÖVP der Familienförderung 
aue hin Zu k u n f t ihr be S 0 n" 
deres Augenmerk zuwenden. 
Bundeskanzler Ing. Raab hat in 
seiner Eigenschaft als Regierungs ... 
chef einen familienpoliti .. 
sehen Ausschuß ins Leben 
gerufen, der den Vertretern der Fa .. 
milienverbände in Hinkunft Gele .. 
genheit bieten wird, an der Vorbe ... 
reitung aller Maßnahmen zur 
Förderung der Familie mitzuwirken. 

Es Ist bezeichnend. daß auch 
die Einberufung dieses Ausscltus5eS 
durch eine persönliche Initiative 
des Kanzlers erfolgen mußte. weil 
sieb die Sozla1fsten gewell'ert 
hatten, der Schaffung eines sol .. ' 
ehen Ausschusses zuzustimmen. 

Was noch zu geschehen hat 

An' Arbeit wird es dem familien­
politischen Ausschuß sicher nicht 
fehlen. Die ÖVP hat bereits vor 
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eIniger Zeit vorgesChlagen, daß der 
Hausratsdarlehentonds in Zukunft 
zur Gewährung von Heiratsdarlehen 
verwendet werden soll, um jungen 
Menschen die Gründung von Fami­
lien zu erleichtern. Sie ist ferner 
der Ansicht. daß In der künftigen 
Wohnbaupolitik die Ansprüche der 
Familien, also der Bau von größeren' 
Wohnungen, in denen Kinder gesund 
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heranwaensen können, berUcksich .. 
tigt werden mUssen. Es wird ferner 
eine wichtige Aufgabe sein, in der 
Steuerpolitik, die von der ÖVP und 
ihrem Finanzminister Dr. Kamitz 
nach dem Grundsatz der Erleich .. 
terung und der' Vereinfachung des 
Abgabensystems ge!ührt wird, der 
Familie ,die entsprechende Berück­
sichtigung zu verschaffen. 

9. AltersvorSOrge für die Selbständigen 
Die Tatsache, daß viele wirtschaft­

lich Selbständige trotz aller Förde~ 
rungsmaßnahmen nicht in der Lage 
sind, für ihr Alter vorzusorgen, ver .. 
pflichtet uns, ihnen einen ausrei­
chenden Schutz zu gewähren. Die 
öVP hat die Dringlichkeit dieser 
Aufgabe schon längst erkannt. Sie 
erwartet zwar, daß dieser Personen­
kreis im Lauf der Jahre immer 
kleiner wird, weil durch die Stabili­
tät des Geldwertes und die Befrei­
ung der Wirtschaft von den Fesseln 
der staatlichen Lenkung immer mehr 
Selbständige in die Lage kommen, 
aus eigener Kraft für ihren Lebens­
abend vorzusorgen. 

Da dieses Ziel aber nur schritt,,:, 
welse erreicht werden kann und 
gewisse Scllichten des Gewerbes 
und der Bauernschaft durch die 
Strukturänderungen der Wirt~ 
schaft notleidend geworden sind, 
trill die öVP für eine ge set z­
liehe Regelung der Al­
tersversorgung ein. 

Die Foße Schuld der Sozlallslen 
Mit aller Entschiedenheit se! dar-

auf verwiesen, daß die ÖVP seit 
Jahren eine solche Regelung er­
strebt, jedoch von den Sozialisten, 
die sich jetzt als Schützer der alten 
Selbständigen gebärden, stets ge­
hindert wurde. 

Wir verweisen auf den setner .. 
zeitigen Vorschlag des Abgeord­
neten Plus F i n kauf Scbaffung' 
einer Ge m ein s e h a f f sr e n t e. 
der von den Sozialisten abc e· 
lehnt wurde, ohn~ daß sie 
stch auch nur in eine Diskussion 
eingelassen haben. Diese Gemein­
sdJaftsrenle hälte die MsdJtpo­
sltlon erschütlert. die sim die 
SozialIsten in der Sozialversiche­
rung geSchaffen haben, außerdem 
waren sie als ausgesprochene 
Arbeltnehtnerpartel an einer Hilfe 

fUr die Selbständigen nicht Inler­
essiert. 
Wir verweisen ferner auf die Tat .. 

sache. daß gerade wegen dieses Ver­
haltens der Sozialisten die Handels­
kammern gezwungen waren, zur 
Selbsthilfe zu greifen und die 
Handelskammer-Altersunterstützung 
einzuführen. Diese hat zwar viel 
Gutes . geleistet, konnte aber als 
Selbsthilfeaktion eInes einzigen Be­
rufsstandes begreiflicherweise nicht 
in der 'Weise durchgeführt werden, 
daß sie als gänzlich befriedigend 
hätte empfunden werden können. 
Wir verwefsen ferner auf die sozia­
listische Doppelzüngigkeit,' jetzt 
Altersrenten für die Selbständigen 
zu verlangen, gleichzeitig aber allen 
alten Leuten, die von der Handefs­
kammer eine Altersunterstützung 
erhIelten, die FUrsorgerente der 
Gemeinde Wien zu streichen. Die 
Sozialisten versuchten nun ange ... 
sichts der kommenden Wahlen durch 
einen oberflächlichen und unzu;­
länglichen Gesetzentwurf für die 
Einführung einer Altersvorsorge der 
Selbständigen der ÖVp· das Priori ... 
tätsrecht streitig zu machen.. und in 
Kreise der Selbständigen einzu ... 
dringen. Aber alles hat eine gute 
Seite. Wir werden sie nach den 
Wahlen zwingen, nicht neuerlich zu 
unseren Vorschlägen nach EIn­
führung einer Altersversorgung nein 
zu sagen. 

Die Altersvorsorge filr die Ange­
hörigen der gewerblichen Wirtschaft 
und der Landwirtschaft kann nkht 
nach einem einheitlichen Schema 
erfolgen; fest soll lediglich stehen, 
daß beide auf. dem VerSicherungs·· 
prinzip aufzubauen sind. 

A) Allersversorgung der selbstandig 
ErwerbsUitige-D in der Land- und 

Forstwirtscluifl 
Die Änderul"!g der w:rtschaftIlch".n 

Verhältnisse in der Land- Ul'.d FOI'.t-
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wirtschaft brachte es mit sich, daß 
die Mehrzahl der bäuerlichen Be­
triebe nicht mehr, so wie ejnst, im .. 
stande ist, das für die Lebenshaltung 
der Ausnehmer notwendige Ausge~ 
dinge aUfzubringen. Insbesondere die 
regelmäßigen Bargeldzuwendungen 
bedeuten eine übermäßige Belastung 
der Betriebe. Es- müssen daher eiie 
an die Ausnehmer erbrachten N a­
t u r alle ist u n gen durch eine 
Geldrente ergänzt werden. 

• Hierin besteht der wesentliche 
Unterschied zwischen der Altersver­
sorgung !Ur die bäuerl1che Bevöl­
kerung und den PensIonserforder­
nissen der anderen' BerufsgruppHJ1, 
Die Versorgung mit Wohnung, Ver­
pft.egung, Beleuchtung und Behei­
zung geschIeht in der Landwirtschaft 
am bHligsten durch den übernehmer 
des Betriebes und l{ann ihm auch 
zugemutet werden. Daher soll von 
dieser übung auch nicht abgegangen 
werden. Somit sind bei der B e­
re c h nun g des Ge sam tau l­
w a n d e 5, der dem Be rufs 5 t a n d 
für seine alt gewordenen Mitglieder 
entsteht, diese Leistungen 
einzurechnen, aber auch beIm Ver­
gleich zwischen den vom Berufsstand 
aufgebrachten Mitteln und dem 
Staatszuschuß entsprechend zu be-
werten. • 

Die Einf\lhrung der Altersver­
sorgung erfordert Bestimmungen 
über die Höhe der Rente und die 
Aufbringung der Mittel: 

1. Höhe der Rente: 
Bei der Festsetzung der Renten­

höhe ist davon auszugehen, daß die 
von den Ausnehmern benötigten 
Naturalien, wie Wohnung, Verpfle­
gung, Beleuchtung und Beheizung 
vom übernehmer geleistet werden. 
Die Höhe der Geldrente hätte tur 
ein Ehepaar S 400.- monatlich zu 
betragen. 

2. Aufbringung der Mittel 
a) Beitrag aUer land und lorst­

wlrt.ehaflllcJlen Retrlebe In Höhe 
von 100 Prozent des Grundsteuer­
meßbetrages. 

b) IndtvJdualbeitrag aller Ver~ 
sicherten (belde Ehegatten und 
Kinder) von je S 100.- jährlich. 

Ein solcher Individualbeitrag ist 
notwendig, damit die Veraicherten 
bereits bei Beginn des Versiehe­
l'ungsverhältnisses erfaßt werden 
und nicht erst bei Entstehen des 

Rentenanspruches. ",Jadurch kommt 
es zu etwaigen Auseinanderset .. 
zungen über das Bestehen der Ver .. 
sicherungspflicht nicht erst im 
rentenftihigen Alter und es wird 
verhindert, daß sich Angehörige 
anderer Berufsstände kurz vor Er­
reichung der Altersgrenze die Vor .. 
aussetzungen für eine Altersrente 
in der Land· und Forstwirtschatt 
schaffen können. 

c) Staatsbeltrag 
Der Ausbau der Sozialverslcl1erung 

in österreich war nur dadurcb mög­
lich, daß erhebliche Beträge des 
Rentenaufwandes durch öffentl1che 
Mittel abgedeckt wurden. Da in 
unserem demokratischen Staats­
wesen tUr jeden Staatsbürger das 
gleiche Recht gelten muß, hat auch 
der Bauernstand einen moralischen 
Anspruch auf einen Beitrag zur 
Sicherung des Lebensabends seiner 
Berufsangehörigen im gleichen Aus­
maß, wie er für die anderen Alters­
rentner geleistet wird. Bei der Be­
rechnung des Slaatsbeltrages ist vom 
Gesamtaufwand, der dem Berufs­
stand fUr seine nicht mehr nrbeits­
itihigen Angehörigen erwächst, aus­
zugehen, und es sind daher die 
Naturalleistungen, die auf Grund 
der übergabsverträge erbracht wer­
den, zu berückSichtigen. 

3, SPVG-Entwurf des Sozial­
ministerIums 

Der Entwurf des Sozialministe­
riums ist abzulehnen, da er eine un­
tragbare Belastung der land.. und 
forstwirtschaftUchen Betriebe vor­
sieht. So sollen die Bauern 400 Pro­
zent vom Grundsteuermeßbetrag, 
eventuell sogar noch mehr, als Bei­
tragsleistung zahlen. Dabei ist die 
vorgelegte Kalkulation of'fenbat"" 
falsch, da die Renmenahl zu niedrig 
angenommen wird; es wäre in Kürze 
mit einem Betrag von 800 Prozent 
des Grundsteuermeßbetrages zu 
rechnen. Bezeichnend ist, daß der 
Landwirtschaft für 560.000 Ver­
sicherte ffir die nächsten 10 Jahre 
1.5 MlUiarden Schilling als Bundes­
beitrag zugedacht sind und den übri .. 
gen Selbständigen für halb soviel 
Versicherte (280.000) mehr als der 
doppelte Betrag, näml1ch 3.2 MlIIiar­
den. 

Auch dl~ Ubermäßige Berücksichti­
gung der <Minderheitsgruppen in den 
Verwaltungökörpern ist abzUlehnen. 

B) Al~rsversorgunA' der selb.tlndig 
Erw.rbllitlr.n m d.r •• w.rbllch.n 

Wlrtllehaft 
Die von der OVP vorgesehene 

Altersversorgung soll :fOr die 
Gewerbetreibenden und deren 
Hlnterbllebenen auf dem Versiche­
rungspr1nzip beruhen, für das 
ötrcntliche Mittel zur Verfügung zu 
stellen sind. Auch .011 kUnftig jeder 
Gewerbetreibende ohne BedUrft1g­
l<eit'pri!fung eine Rente bekommen, 
die seinen PfHchtbeiträgen voll ent­
spricht. 

Darüber hinaus sollen sich jene, 
die über ein höheres Einkommen 
verfUgen, durch freiwUige Entrich ... 
tung weiterer Beiträge eine höhere 
Rentenleistung sichern können, wie 
die. bei jeder Höherversicherung 
allgemeIn üblich ist. 

I, Höhe der Rente: 
Es sol! daher dU, Rentenlei,tung 

in einer Gru'ndrente und einer 
Steigerungsrente bestehen. Die 
Grundrente eines alleinstehenden, 
einkommenslosen Gewerbetreiben .. 
den, der das 65. Lebensjahr erreicht 
hat, ,ol! monatl1ch ungefähr der 
dttrchschn1ttllchen Rente in der 
Angestelltenversicherung entspre ... 
ehen. Sie soll sich um je S 100.- tür 
die einkommenslose Ehegattin oder 
ein unversorgtes Kind crh8hen. Der 
zusätzlIche steJgerungsbetrng wird 
mit monatlich 1 Prozent von den 
frelwill1g geleisteten Beiträgen zu 
berechnen sein, so daß bei einer ent­
sprechenden BertragsleJstung -Steige .. 
rungsbeträge bis S 2.450.- erreicnt 
werden können, Damit kann die 
Altersrente eine Höhe von.s 3.250.-­
monatlich erreichen, Der- SteJge­
rungsbetrag ist rein auf dem Ver .. 
• icherungsprlnzip nufgebaut und 
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soU keinerlei Ruhensbestimmungen 
unterliegen. 

11, Aufbr1ncunc der lIfitt.1 
Die Declmng rUr den Aufwand 

dieser Versicherung soll erfolgen: 
1. aus eigenen Beiträgen der 

Kammermitglieder; 
2. aus einem Stnatszuschuß, wobei 

zu untersuchen wäre, ob ein Teil der 
Gewerbesteuer herangezogen wer­
den kann; 

3. gemäß einer langjährigen For­
derung der Selbständigen, die, ja tast 
durchweg vor ihrer selbständigen 
Tätigkeit in der Sozialversicherung 
der Arbeiter oder Angestellten 
pensionsversichert waren, dadurch, 
daß entsprechende überweisungs­
beträge zur Stärkung der Selbstän­
dfgenversicherung abgeführt werden. 

UI. 
Die Versicherung- soll durch einen 

eigenen Versicherungsträger durch­
geführt werden, auf den die AIters­
unterstützungstonds . der Kammern 
der gewerblichen Wirtschaft über­
zuleiten sind. 

IV, 
Im Gegensatz zum E n t w ur! 

des Sozinlministeriums 
werden tUr die kleinen Gewerbe~ 
treibenden keine Zwergrenten ge­
schaffen und die hochnotpeinlichen 
überprüfungen dul'ch die Fürsorge­
i1m ter.tallen weg. 

Während der Entwurf qeS Sozial .. 
ministeriums jedes einzelne Kam­
mennitgUcd dem Zwang 2U sehr 
hohen Pf11chtbeiträgen unterwirft, 
wird nach den von der ÖVP aufge. 
stellten Grundsätzen für den Ge .. 
werbetreibenden im wesentlichen das 
Prinzip der !'reizUgigkeit gewah,·t 
bleiben . 

Wirtschaft und Landwirtschaft 
Au! keinem Gebiet Ist die Initia­

tive der österreichischen VOlkspartei 
In den abgelaufenen Jahren BO ent­
scheidend hervorgetreten wie in dtlr 
Wirt,chat!8polit1k. Wenn man heute 
in österreich von Wir!8chl!ttspol1tik 
spricht, -wIrd damit automatJscq der 
Kurs der ÖVP, der Raab-Kamit,­
Kurs, gemeint .. Man hat der öster~ 
retehischen Volkspartei 80",ar den 
Vorwurf gemacht, sIe konzentrIere 
afeh zu sehr auf df! wirtschafts­
politischen Maßnahmen, also auf die 

materielle Politik, und vernach. 
lässige darüber die geistigen Werte 
und die Id,ologlschen Bekenntnisse. 

Kein Vorwurt Ist falscher als 
gerade dieser. Indem die öster­
reicftf&che Volkspartei unsere Wirt .. 
llehatl aul eine sichere Grundlage 
.tent.e, hat .Ie auch die Ba.l. tür 
ein gesunde •• 'f1btl.es, kulturelles 
und iOllaJel Leben Keidtatren. 
Aus allen diesen Gründen muß 

dfe Wirtschaftspolitik der öster­
reichfsehen Volkspartei konsequent 



weitergeführt werden. Träger dieser 
Politik sind nicht die Unternehmer 
allein. sie ist vielmehr ein e Sa ehe 
des gemeinsamen Wirkens 
von Arbeitgebern ·und Ar­
bei t n e h m ern, genauso wie die 
Sozialpolitik keine Angelegenheit 
der Werktätigen aIleit: .. ist, sondern 
ebenfalls gemeinsam erstellt werden 
muß. ' 

Um die bisherige Wirtschafts­
politik erfolgreich fortsetzen 2U 

können, ist es notwendig. die 
Wirtschaft gesund und leIstungs" 
fä.hig zu erhalten. Jene Sparten der 
V\r'irtschaft. die sich noch nicht zur 
vollen Leistungskraft entwickeln 
konnten - das sind vor allem die 
vIelen kleinen Unternehmen des 
gewerblichen Mittelstandes - ver" 
dienen in Zukunft besondere För .. 
derung. 

Vieles, wa 1 h ,tiher aie Wirt ... 
schaftspolitik der österreichischen 
Volkspartei gesagt wurde, gilt sinn ... 
gemäß auch für ihre Agrarpolitik. 

\Venn sich österreich aus del1l 
Chaos, den Trümmern und dem 
lIunger der Nachkriegszeit zu 
einem gesunden und blühenden 
Gemeinwesen entwickeln konnte, 
so ist dies nicht zuletzt ein Ver .. 
dienst unserer Bauern. die in 
zäher At'belt entscheidende Vor .. 
aussetzungen hierzu geschaffen 
haben. 
Die Erhaltung eine·s ge­

sunden und leistungsfähi­
gen Bauernstandes und die 
besondere Förderung jener Sparten 
der Landwirtschaft, deren Existenz 
gefährdet ist, stellt daher einen 
wichtigen Programmpunkt' der ÖVP 
dar. 

10. Allgemeine Wirtschaftspolitik 
Als im Jahre 1952 die Auslands­

hilfe zu Ende ging, sah sich öster .. 
reich vor eine große und entschei­
dende Frage gestellt: Können wir in 
Zukunft überhaupt auf eigenen 
Füßen stehen, und wie müssen wir 
unsere Wirtschaft einrichten, um 
aus eigener Kraft fortan existieren 
zu können? Es ist und bleibt das 
historische Verdienst der Osterrei­
chischen Volkspartei, auf diese Frage 
die richtige Antwort gegeben zu 
haben. 

Der Weg zur Stabilität 
Es begann damit, daß zunächst 

oer Staatshaushalt in Ordnung ge­
bracht und das Gleichgewicht im 
Budget wiederhergestellt wurde. 
Zusammen mit der sorglosen Aus­
gabenwirtschaft verschwand auch die 
ständige Gefahr der schleichenden 
Inflation. Sobald dies erreicht war, 
}<:ehrte das Vertrauen in die Wäh ... 
rung zurück. und die Spareinlagen 
begannen zu steigen. Von der Basis 
eines geordneten Staatshaushaltes 
ausgehend. konnte der kühne Schritt 
der Steuersenkung gemacht werden. 

Damit wurde nicht nur die 
Kaufkraft der Bevölkerung er­
höht und der Lebensstandard ver .. 
bessert, sondern auch die Wirt .. 
schaft in entscheidender Weise 
belebt. Es ging daher auch die von 
der öVP gemachte Vorhersage in 
ErfUlIung: Trotz der Steuersen .. 
~ungen sanken die Einnahmen des 

Staates nicht, sie ·stiegen viel. 
mehr an. 
Die, 'Wiederherstellung einer sta­

bilen Währung hat überdies die 
Auflegung von Anleihen und die 
Inanspruchnahme von in- und aus­
ländischen Krediten sowie die 
Wiederbelebung des Kapitalmarkte. 
ermöglicht. Aus diesen Quellen 
strömten die gewaltigen Mittel, die 
nötig waren, um die österreichische 
Wirtschaft der Hoc h k 0 n j unk­
tu run d der Voll b e s c h ä f t I­
gun g e.Q.tgegenzuführen. 

Uberlegenheit der sozialen Markt .. ' 
wirtschatt 

Es ist überflüssig, noch einmal 
daran zu erinnern, daß die Sozia­
listen jede einzelne Phase dieses 
Wirtschaftskonzeptes der ÖVP aut 
das erbittertste bekämpft haben, weil 
dieses Konzept dem eigenen Pro­
gramm der Staatswirtschaft u~d der 
bedingungslosen Heranziehung von 
Steuergeldern zutiefst widerspracq. 

Die öVP aber'hat gerade durclI 
die Verwirklichung ihres Wirt .. 
scbaftskon;l:eptes bewiesen, daß sie 
sieb nicht damit begnügt, die Ver .. 
staatllcltung der Wirtschaft abzu" 
lehnen und zu bekämpfen. son­
dern daß sie Imstande Ist. die 
Uberlegenheit der sozialen Markt­
wirtschaft und Ihre Segnungen für 
aUe Schichten der Bevölkerung vor, 
Augen zu [Uhren. 

Die künftige Wir!scnaftspolltlk 
oer öVP kann daher nur darin be­
stehen. in konsequenter Weiterfüh­
rung des, bisherigen Kurses auf dem 
bereits Erreichten aufzubauen und 
den alten Errungenschaften neue 
hinzuzufügen. Dank der Verstärkung 
und Vergrößerung unseres Wirt­
schaftspotentials durch die Rückgabe 
des Erdöles und der ehemaligen 
USIA-Betriebe wird dies um so eher 
möglich sein. 

So hat Finanzminister Dr. Kamitz 
bereits angekündigt. daß durch die 
Abführung- der Gewinne und 
Förderzlnse aus der ErdiHwlrt .. 
schaft und der Gewinne aus den 
verstaatlichten Betrieben eIne 
neuerliche allgemeine Senkung der 
Lohn~ und ·Einkommensteuer um 
20 Prozent mijgIich sein wird. 
Auch hier wird das Erg~bnis nicht 

in einer Verringerung, sondern 'in 
eineI' Vermehrung der öffentlichen 
Einnahmen bestehen, denn die 
Steuersenkung wird abermals eine 
allgemeine Steigerung der Kaufkraft 
und eine bedeutende Belebung der 
Gesamtwirtschaft bringen. 

Arbeitsplätze müssen gesichert 
bleiben 

Aus völlig demagogischen Grün­
den wenden sich die Sozialisten 
immer wieder gegen wirtschaftliche 
Maßnahmen der ÖVP, ohne dabei' 
einzusehen, daß sie damit keines­
wegs nur den Unternehmern, son ... 
dern erst recht den in den Betrieben 
beschäftigten Arbeitskräften scha­
den. So hat steh die SPÖ geweigert, 
die Bestimmungen über die Bewer­
tungsfreiheit bei Gütern des betrieb­
lichen Anlagevermögens l die sog e­
na n n tel n v e s t i t ion s beg ü n­
s t i gun g, zU verlängern. Die Sozia ... 
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listen haben vers liCht, oiese bedeut ... 
same Best':mmung als ein Steuer ... 
geschenk für die Reichen abzutun. 

Das ist aber nichts als ein 
demagogisches Sclllagwort, das 
gerade im Interesse der Arbeiter .. 
schaft bekämpft werden muß. 
Dank der InvestitlonsbegünsU .. 
gung sInd in österreich zahlreiche 
Betriebe. auch verstaatlichte, mo .. 
dernlsiert und ausgebaut worUen, 
wodurch erst dIe Konkurrenz ... 

. fäi1i&'kelt auf den Internationalen 
Märkten gesichert und die Schaf. 
fung von zahlreichen neuen Dauer­
arbeitsplätzen ermligIfcht wurde. 

Die österreichische Volkspartei 
tritt daher für die Verlängerung d.er 
Bewertungsfreiheit ein. weil' diese 
Bestimmung n ich t nur im 
Interesse der Wlrtschait. 
S ond ern aue h de rAr bei t e r­
schaft liegt. 

Die österreichische ,VOlkspartei 
Wird aber nicht nur die bisherige 
Steuerpolitik ltonsequent weiterver .. 
folgen, sie wird auch nach wie vor 
für den Grundsatz eintreten, daß die 
InvestitionstätIgkeit in österreich 
und damit die Ausweitung unserer 
wirtschaftlichen Produktion und 
die Steigerung unserer Produktivität 
nicht allein durch öffent ... 
1 ich e Mit tel gewährleistet wer ... 
den kann. Zu diesem Zweck sollen 
daher, wie schon bisher, vor allem 
auch An 1 e i h e n und Kr e d i t e 
herangezogen werden. Außerdem 
wird der Kapitalmarld durch die 
Einführung der Volksaktie, die, eine 
Beseitigung der steuerlichen Diskri­
minierung der Aktie überhaupt zur 
Voraussetzung hat, nachhaltig be ... 
lebt werden. 

11. Sicherung des gewerblichen Mittelstandes 
Abgesehen von den allgemeinen 

Wirtschaftspolitischen Maßnahmen, 
als da sind Verteidigung der stabi­
len \Vährllng und, des Lohn- und 
Preisgefüges, Steuersenkungen, Pro­
duktions ... und Exportförderung usw., 
erachtet es die ÖVP als notwendig, 
besondere Maßnahmen zur Siche .. 
rung des gewerblichen Mittelstan­
des zu ergreifen, bzw. die bereits 
zur Anwendung gelangenden Maß .. 
nahmen zu verbessern. 

Zwei Fragen stehen hIer im 
Yorderirund: Die Kreditak .. 

tionen und das Steuerpro­
b I e m. Die finanzielle Kraft und 
Lebensfähigkeit des Kleinbetriebes 
ist fUr die Stabilität unserer Ge ... 
sellschafts- und Wirtschaftsord .. 
nung unentbehrlich. Daher müssen 
alle Maßnahmen zur Verbesserung 
der 13etriebsausstattung, durch die 
der Kleinbetrieb Anschluß an die 
neuzeitlichen Produktlonsmethoden 
findet, stärlrer als bisher unterstützt 
werden, Vor allem soll den kleinen 
Unternehmern, die nicht in der Lage 
,ind, die Ubliche schemathuo.hA .Q1"h",,_ 
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rung für enUiehenes Betriebs .. und 
Investitions kapital zu leisten. die 
Aufnahme von Krediten ermögl1cht 
werden. 

Dem Kleingewerbetreibenden. 
der nicht in der Lage ist. einen 
nOl'ma}en Bankkredit zu bekom­
men, stehen derzeit fünf verschle .. 
dene M6,Uchkeiten der Geldbe­
schaffun&' offen, die zum Großteil 
auf die Initiative der ÖVP zurück­
rehen: 

ERP - Investitionskredite, ERP­
Kleinstkredite, BUrisch.flsfonds­
kredite, "Illig-KrediteH und För .. 
derungskrcdite dei HandeJsmJnl­
sterlums. 
Die ÖVP fordert den Ausbau die­

ser bereits bestehenden EinrIchtun­
gen und allenfalls die Ergänzung 
durch neue. Es wäre vor allem eine 
stärkere Einschaltung der Volks. 
banken und Sparkassen zu erwägen. 
wobei der Staat gewisse Garantien 
zu übernehmen hätte, Durch diese 
Maßnahme hilft der Staat den selb­
ständig Erwerbstätigel) bei der Festi­
gung ihrer Existenz. 

Weiterer Ausbau der Pauschalierunr 
Die allzu komplizlerte Gesetz .. 

gebung auf dem Gebiet der U m­
s a t Z-, Ge wer b e- und E 1 n .. 
kommensteuer stellt den 
kleinen Gewerbetreibenden vor 
große Probleme. Er kann nicht wie 
Großbetriebe ein gon:t.es SteuerbUro 
unterhalten. Oft reicht es nicht ein­
mal für die gelegentliche Inan .. 
spruchnahme eines Steuerberaters. 
Seine Unkenntnis der komplizierten 
Gesetze und der sich hieraus erge­
benden steuerlichen Verpflichtungen 
stellen den kleinen Gewerbetreiben­
den nur zu oft vor eine Situation, 
der er nicht gewachsen ist. Die 
steuerschuld., die anläßlich einer 

Betrieb'prUfung fe,tgestellt wird, 
trifft ihn vollkommen unvorbereitet 
und. gefährdet seine EXistenz. 

Nur eine PausdlallerunC' k&'nn 
die kleinen GewerbetreibendeD 
vom Druck der Unsicherheit be­
freien. DIe OVP hat sich fUr dl ... 
Form der Besteuerunr, die alm In 
der Praxis außerordentllcb be­
w!lhrt hat, slets elniesetzt. 81. 
fordert jetzt den Ausbau nnd dle 
Vervollkommnun, der Steuer'" 
pauschallerungen. 
Der Kreis, dem diese Vereln­

fuchung zugute kommt, soll durch 
EInbeziehung der Klein­
be tr i e bei m Ha n d e 1 erweitert 
werden. Hierdurch wird die Finanz­
verwaltung von einer Unmassc' 
überfiUssiger Verwaltungsagenden 
entlastet, ohne daß deswceen der 
Fiskus geschtidlgt wird. 

GlehilheJt vor ':lern S~uerreset& 
Die Gewerbetreibenden fordern 

ferner mit Recht, daß in der Haus .. 
haltsbesteuerung die Diskriminie ... 
rung der selbständigen steuer­
pflichtigen beseitigt und die Gleich­
heit vor dem Gesetz hergestellt wird. 
Desgleichen' ist es ein berechUgtes 
Verlangen, daß bei allen künftigen 
Steuersenkungen die Lohnsteuer, d!e 
veranlagte Einkommensteuer und 
Gewerbesteuer. gleichzeitig berück­
sichtigt werdeh, da sonst eine ein ... 
seitige Benachteiligung einer Be­
rufsgruppe erfolgt, 

Im übrigen Ist es die Ab.lcht 
des FInanzministers, bei künf .. 
tigen Reformen de.· Einkommen .. 
steuer dafür ~u sorgen, daß die 
mittleren Einkomlllenstufen. denen 
die bisherigen Steuersenkun .. en 
am· wenigsten zugute l"ekOmmeD 
sind, entsl}rechend berücksichU,t 
werden. 

12. Milchpreis und andere Agrarprobleme 
Das Verlangen der Landwirtschaft 

nach Neuregelung des Milchpreises 
hat der g'esarnten Bevölkerung die 
Bedeutung eines gesunden und 
lebensfähigen Bauernshindes dra­
stisch vor Augen geführt. Es handelt 
sich bei der Erhöhung des M!lchprei­
ses eben um keine reine wirtschaft­
liche Frage, um keine Frage des Ge­
winnes oder. wie manche Leute ·mit 
verächtlichem Beigeschmack zu sagen 
pfieicn, des "Profites". Die Neutest .. 

setzung des Milchpreises ist vielmehr 
auch ein sozIales Problem, denn von 
ihm hängt die Existenz Yie,er 
k le t n erB a u er n, deren Einkorn ... 
men in erster Linie auf der Milch ... 
erzeugung und -ablieferung beruht, 
ab. 

So wIe der unselbgiKndll" Er .. 
werbstfUIce In der St.a.di unter .. 
geben müßle, wül'de man Ihm ttlr 
seine Leistune den entsprechenden 
Lohn verwetl'ern, .ena.u~ 11$ cUt: 

Exlltenz deli LandwIrus bedroht, 
wenn ihm auf die Dauer fU" seine 
Arbeit der gere<bte Preis vorent­
halten wird. 
Gerade die Mllchpreisdebat\e hat 

vielen Menschen in der Stadt einen 
Einblick In die wahrpn Verhältnisse 
der Bauernschaft gegeben. Sie haben 
in dieser Debatte aus dem Mund der 
berufenen Sprecher der Landwirt­
schaft erfahren, daß heute auf dem 
ll.chen Land und in den Bergen 
viele Bauern leben, deren Einkom­
men nur knapp über dem Existenz .. 
minimum H!i!gt und die daher ein 
Anrecht darauf haben, daß ihnen 
wenigstens für die schwere Arbeit, 
die sie leisten, die entsprechende 
Gegenleistung zutel! wird. 

Kein Verständnis bei der SPÖ 
Die Mllchpreisdebatte hst aber 

auch klar vor Augen gefUhrt, welche 
Haltung die beiden großen Parteien 
den Bauern gegenüber einnehmen. 
Die ÖVP hat sich yoll und ganz und 
mit aller Energie für diese gerechte 
Forderung der Landwirtschaft einge .. 
setzt und war unablässig bemüht, sie 
durchzusetzen. Ihre Bemühungen 
sind nur deshalb vergeblich geblie­
ben, weil sich die Sozialisten jeder 
vernünftigen Lösung erbittert wider_ 
setzten, Man kann eben von einer 
Partei, in deren Reihen die Bauern 
weder zahlenmäßig noch einfluß .. 
mäßig auch nur die geringste Bedeu­
tung haben, keine gerechte Vertre­
tung der Interessen der Landwirt­
schaft erwarten.~ 

UnbraUChbare Vorschläge 
Es ist allerdings bezeichnend, daß 

sogar die Sozialisten die Berechti­
gung der Forderung auf Nachziehung 
des Milchpreises g ru n d sät zll c h 
an e r k e n n e n mußten. Die Be­
deckungsvorschläge, die sie machten, 
zeigten jedoch, daß es ihnen an 
wirklichem Verständnis für die Sor­
gen und Nöte der Bauernschaft fehlt. 
DIe Sozialisten schlugen zuntichst vor 
daß die Mehrerfordernisse der Milch~ 
preisregelung durch. dIe Einführung 
einer HOlzexportabgabe bedeckt wer. 
den solJen. 

Nun sind aber unzäh1!ge der 
kleinen MUcllbauern gleicbzeiU,. 
suclt Besitzer von Bauernwald und 
somit Mtte der so.laU.tlsche Vor­
Idtla.1" nichts anderes bedeutet, als 
daß .ieh dJe BauemsmaU 1m an­
"l"emelnen und die kleinen Mllch-

'und Waldbauern 1m besonderen 
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die Neuregelung des M!lchprelses 
.elbat bezahlen sollen. Ga.nz ab ge .. 
sehen von dieser Ungerechtigkeit 
war der sozialistische Vorschlag 
auch in wirtschaftlicher Hinsicht 
untauglich, weil er sehr bald zu 
einem 'empßndUchen Rückgang des 
nicht mehr konkurrenzfähigen 
Holzexportes und damit zu einem 
Ausfall 'der erwarteten MehreinH 
nahmen geführt hä tte. 
Da sie ichlleßl!ch selbst die Un­

taugl!chkett und die Demagogie ihres 
Vorschlages einsehen mußten, rück­
ten die Sozialisten mit einem zweiten 
Plan, nämlich roi t der Einführung 
einer Branntweinmonopolabgabe, 
heraus. Gegen diesen Vorschlag wäre 
an und fUr sich nichts einzuwenden, 
doch hätten die Mittel zu seiner Ver­
Wirklichung nie mal sau s g e­
re 1 c h t, um die Erhöhung des 
Milchpreises durchführen zu können. 
Wenn die Branntweinmonopolabgabe 
schon erhöht werden soll, dann müß­
ten die aus dieser ErhÖhung stam­
menden Erträgnisse dazu verwendet 
werden, um auf der anderen Seite 
die Wetnsteuer, senken zu können. 
Hier handelt es sich um ein e sei t 
langem erhobene und be­
rechtigte Forderung der 
österreichischen We i n­
bau ern, denen auf diese Weise 
eine Absatzerleichterung für ihre. 
Produkte gewährt werden würde. 

Was die OVP vorSchlug 
Im Gegensatz zu den dem3cgogi­

schen VorSchlägen der Sozialisten 
hat die ÖVP konstruktive. Maßnah-

. men zur Neuregelung des Milch­
preises in Aussicht genommen. Sie 
ließ sich dabei von dem Bestreben 
leiten, 

1. den Bauern den gerec11ten 
ProduzentenpreJs zu sicJtern, 

2. den Konsumenten keine neuen 
Lasten aufzuerle,ren und 

3. die für die Neuregelung er~ 
forderUchen MUIeI ohne Einfüh_ 
rung neuer Steuern und Abgaben 
aufzubringen. 

DIesen drei Gesichtspunkten trug 
der Vorschlag der ÖVP Rechnung 
die für die· Neuregelung erforder~ 
lichen Mittel aus den bereits el'lie ... 
genden Reinerträgnissen der Mine­
ralö}verwaltung·.zu nehmen. Die So ... 
zialisten haben diesen Vorschlag, der 
den Bauern einen gerechten Produ .. 
zentenn!'A!CI I, ... A .:1 .... _ T .... _____ .. , 
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keinerlei Belastung gebr.acht hätte, 
abgelehnt. Sie wollten über diesen 
Plan der ÖVP nur dann diskutieren, 
wenn die Volkspartei einer Lösung 
der Erdölfrage im sozialistischen 
Sinn zugestimmt hätte. 

Eine solche I Zustimmung war für 
die ÖVP u n m ö g 1 ich. weil sie die 
Preisgabe von Grundsätzen und da­
mit des Vertrauens der Wähler be­
deutet hätte, 

nie VolksparteI hat die sozia .. 
lis.ten aber ausdrücklIch· darauf 
verwiesen. daß die Neuregelung 
des MilcllPreJses mit den übrigen 
Fragen, die sich aus dem Abschluß 
des Staatsvertrages ergeben, in 
keiner Weise zusammenhä.ngt. Sie 
hat daher vorgeschlagen, das 
Milchpreisproblem unabhängig von 
diesen Fragen zu lösen, Auch 
dieser Vorschlag wurde von den 
Vertretern der SPÖ abgelehnt. Die 
ÖVP vertritt aber nach wie vor die 
Ansicht, daß es sich bei der Neu· 
festsetzung des Milchpreises um 
eine Existenzfrage der Bauerll w 

schaft handelt, die nicht von par­
teipolitischer Willkür abhängig 
sein darf und die nach ausschließ­
lich sachlichen Gesichtspunkten 
ge16st werden muß. 
Gegen den- Widerstand der Sozia­

listen und mit der Hilfe der Bevöl­
l{erung in Stadt und Land, die ein 
feines Empfinden für Recht und Ge­
rechtigkeit hat. wird die ÖVP daher 
auch die Regelung des MIlchpreises 
erkämpfen. 

Das LandWirtschaftsgesetz muß 
kommen 

Die österreichische Landwirtschaft 
hat in den Jahren seit 1945 Großes 
geleistet. Sie deckt heute mehr als 
85 Prozent des heimischen Nahrungs­
bedarfes aus ihrer eigenen Erzeu ... 
gung. D1:ls war nur durch eine ~e­
waltige Steigerung der Produkhon 
und der Produktivität möglich. Um 
diese Leistungssteigerung fortsetzen 
zu können, sind verschiedene Maß­
nahmen erforderlich. Ein wesent-

licher Beitrag für die Existenzsiche­
rung der Buuernschaft, ober auch 
zum Schutz der Konsumenten, wird 
die Sc h a f fun gei n e 5 La n d­
wir t sc h a f t s g e set z es sein. 
Dieses Gesetz soll vor allem auf 
lange Sicht Fragen der Produktion, 
der Marktversörgung, des Preises 
und des Absatzes reg~ln. 

Genauso wie die gewerbliche 
Wirtschaft bedarf auch die Land­
wirtschaft der Untersttitzung durch 
ausreichende Kredite mit Zinsver" 
billigungen. 

Die rasche Lösung aller mit dem 
de~tschen Eigentum zusammen .. 
hängenden Fragen ist auch für den 
land- und forstwlrtschaftlicben 
Berufsstand ·von grllßter Bedeu .. 
tung, da· viele landwirtschaftliche 
Nutzfliehen unter den Begriff des 
ehemallgen deutschen Eigentums 
fallen. 
Die Bemühungen der Führung der 

österreichischen Bauernschan, lUSbe ... 
sondere im Burgenland und Nieder­
österreich die klein- und mittel .. 
bÄuerlich~n Betriebe aufzustocken, 
müssen durch die Bereitstellung von 
finanziellen Mitteln mit ermäßigtem 
Zinsfuß unterstützt werden. 

Hilfe fUr die Beubauern 
Innerhalb der österreichischen 

Landwirtschaft haben zwei Gruppen 
besondere Anliegen, die der Berück­
sichtigung bedürfen. Die Bel" g .. 
bauerQschaft fUhrt einen 
schweren Existenzkampf. 
und die Maßnahmen, die zu ihrer 
Unterstützung bereits ergriffen wur .. 
den sollen in Zukunft noch aus ge­
bau't und intensiviert werden. Der 
österreichische W e i n- und 0 b s t­
bau ist durch eine Absatzkrise be­
droht. Auf die Notwendigkeit einer 
Herabsetzung der Weinsteuer wurde 
bereits im Zusamm,enhang mit den 
Vorschlägen zur Regelung des Milch­
preises hingewiesen. Ha.nd in Hand 
damit soll eine verstärkte F6rderung 
der Weinexporte durch Export .. 
stützungen gehen. 

Freiheit und Recht 
Die von ·der öVP, vertretene Pa­

role der Freiheit wird nit'ht allein 
auf dem wirtschaftlichen Sektor ver .. 
teldljlt. Sie ist nicht nur durch die 

Ausdehnungstendenzen derVerstaat .. 
lichung und die Untergrabung der 
Existenz der Selbst\\ndigen gefähr­
det. Sie muß auf dem politischen 

Sektor verteidig-t werden, tn erster 
Linie durch das Fes t haI t e n a n 
Re c h t s s t a a t ge dan k e n sowie 
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darüb'er hInaus auf ku 1 t ure 11 e m 
und· außenpolitis·chem Ce ... 
biet. 

13. Rechtsstaat 
Es ist geradezu grotesk, daß die 

SPö als einen ihrer Hnuptschlager 
die Verteidigung des Rechtsstaats­
gedankens propagiert, indem sie be­
hauptet, daß dieser ausgerechnet 
durch. die Politik der ÖVP gefährdet 
sei. .Das Gegenteil ist rich­
ti g. Das ergibt sich allein schon aus 
einer Gegenüberstellung der Pro­
grammatik der beiden Parteien und 
wird überdies durch die von den 
Sozialisten gehandhabte Praxis nach­
drücl,lichst bestätigt. Der Rechtsstaat 
findet seine Daseinsberechtigung im 
Begriff der Freiheit, die aus der 
abendländischen christlich-humani .. 
stischen überlieferung erwachsen ist. 

Die Volkspartei, die zum Kampf 
COlen Totalität und Kollektivis­
mus angetreten ist. verteIdigt 
heute diesen abendlindischen Frei. 
heUsbegrUf gegen den Kommu­
nismus und auch gegen den Sozia­
lismus.. weil dieser in seIner 
praktischen Politik die Freiheits­
rechte des Staatsbürgers Schritt 
für Scltrltt einen.!:"t und ver­
rIngert. 
Das beweisen uns die Ereignisse 

des Alltags. Die SPÖ vertritt den 
Gesinnungszwang und Terror dort, 
wo sie· dazu ·imstande ist, wO der 
Mensch von ihr wirt.<;cllaftllch ab­
h~ngig ist. 

Denken wir an den Fa 11 Grä f & 
S t i f t, wo Arbeiter entlassen wer­
den mußten, weil sie sich weigerten, 
der Gewerl<schaft beizutreten; den­
ken wir an den Fall Aussee, wo 
ein beliebter, von der ganzen Bevöl­
kerung unterstützter Arzt weichen 
sollte, weil er nicht- der sPö ange­
htirte; denken wir dnran, wie überall 
in den ve r s t a a t11 c h t e n :a e-

tri e ben die sozialistische Be ... 
triebsratsmehrheit die letzte Ent­
scheidung über Aufnahme und Ent .. 
lassung hat; denken wir an die 
Mac h t pos i ti 0 n e n, die sich die 
Sozialisten in der Sozialversicherung 
errungen haben; denken wir an den 
Ä I' Z t e s trei k, an den verzweifel­
ten Kampf der Arzte gegen das 
Diktat der Krankehkassenj denken 
wir an die Bestrebungen der Sozia­
listen, jene Institutionen, die die 
öffentliche Meinung beherrschen, in 
die Hand zu bekommen. Wir sehen 
hier dcn Griff der Soziali­
sten nach den Kinos. (KIBA); 
wir sehen ihren VerSUch nach Auf .. 
bau eines möglichst zentralistischen, 
vom sozialistischen Minister abhän­
gigen Run d fun k s; wir sehen ihre 
Bemühungen auf dem Gebiet des 
V·o 1 k sb i 1 dun g s wes e n s, der 
Wochenschau,· der Nach­
richtengebung, wo überall 
Kampf erforderlich ist, um eine ein­
seitige sozialistische Lenkung und 
Beeinflussung zu verhindern .. überall 
beobachten wir hinter diesen Teil­
aktionen die lenkende Hand und die 
aUes regierende 'zentrale Weisung. 
Dies alles ist nur eine wahllose Aus­
lese aus der Fülle sozialistischer 
Verfehlungen gegen das Grundrecht 
der Freiheit des StaatsbUrgers. Es ist 
nun einmal die Tragik des öster­
reichischen Sozialismus, daß er zwar 
den Kommunismus bekämpft, aber 
von totalitären kollektivistischen 
Ideen so verseucht ist, daß Ulan nicht 
im Interesse eines. Parteiprogram­
mes, sondern im Interesse der Frei ... 
heit aller Staatsbürger dagegen zum 
Kampfe antreten muß. Auch llarilber . 
y.rird am 13. Mai entschieden werden. 

14. KulturpOlitik 
Die ÖVP gehört der großen In­

ternationale der christlich-demokra ... 
tischen Parteien an. Sie bekennt sich 
also zu den sittlichen Grundlagen 
der christlichen Weltanschauung. Sie 
ist jedoch keine .,konfessionelle Par .. 
tei", weil sie ihre Tore den Ange ... 
hörigen aller Konfessionen offen 
hlUt. Die Övp. zäblt daber nicht nur 

Katholiken, sondern auch evange .. 
!ische Christen in ihren Reihen. 

ReIig16se und bUr&'erliche Toleranz 
Die ÖVP vertritt das von dem 

Grundsatz der überzeugungstreue 
ausgehende Prinzip der religiösen 
und bUrgerlichen Toleranz. Sie ist 
sich dessen bewußt. daß ÖdA,.~n.t,,1.. 
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im Kampf gegen den Kommunismus 
alle die Menschen zusammenfassen 
muß, in denen da~ Bewußtsein. des 
geistigen ab(>ndW:-dis(:hen Erbes 
noch wach und wochsam genug ist. 
Dieser Kampf kunn nur dann er .. 
folgreich bestnnden werden. wenn 
neben den materiellen Waffen auch 
die -geistige und die seelische Ver­
fassung des Volkes intald bleibt. 
Die Tatsache, duß das Christentum 
innet'e Erneuerungskräfte besitzt, 
die gerade unter dem Druck der Be­
drohung und der Gefahr zu erneu­
tem und tieferem Aufquellen kom­
men, wird aber nur jener Kultur­
politik zugute kommen, die sich der 
Bedeutung dieser Kräfte nicht ver­
schließt, sondern sie bewußt zur Ent­
faltung bringt. 

Andererseits vertritt die OVP 
den Standpunkt, daß niemand ge· 
.. en seine t)'berzeuI'ußr und gegen 
seinen Willen durch staatliches 
Gesetz oder Machtanwendunr 2:U 
etwas gezwunge'D werden darf. 
was er nicht freiwiUig bejaht. 
Aus diesem Grunde verlangt die 
OVPunter anderem In der Ehe­
frage in den Bereichen, wo sIch 
staatliche u'nd kirchUdJ,e Inter" 
essen berUhren, ilberscbneiden und 
in Konflikt ,eraten. und wo sohin 
am ehesten ein Gewissens:zwanc 
ausgeübt -oder empfunden werden 
kann, die sacblidt einwandfreie 
Lösung im Sinne der Freiheit der 
Person. 
Sie verlangt, daß der gläubige Ka­

tholik nicht zur Erfüllung der Form 
der staatlichen Zwangszivilehe ge­
preßt werden darf. die seiner Glau­
bensUberzeugung radikal wider­
spricht; sie will aber auch nieman­
deri gegen seine überzeugung zu 
einer Form der kirchlichen Ehe­
schließung, zwingen. Sie verlangt 
daher die Abschaffung des gegen­
wärtigen Eherechtes, das ja unter 
der Kontrolle der traditionellen 
Kräfte der politischen WillensbU .. 
dung in österreich nie zushmde ge­
kommen wäre und das mit der ge­
setzlichen Statuierung der Zwa.ngs .. 
zivilehe den Grundflatz der Freiheit 
und persönlichen Würde des Men­
.sehen verletzt. Die ÖVP t~rstrebt in 
der Ehefrage eine Lö:.;ung! die die 
Gewissenflfreihelt des eim",t'lntm re .. 
spektiert und die es ermöglIeht. daß 
in weltanschaulichen Dingen Gegen" 
sütze nicht auf parteipol!tischer 
Ebene sondern 1m geistigen Raum 
ausgetragen werden, und zwar in 

einer Form, die den gemeinsamen 
Abwehrkampf im Zeichen der Frei­
heit gegen das Kollektiv nicht ge-
ftibrden. • 

Ber- den Sozialißtetm erweckt diese 
Haltung der ÖVP Unbehagen und 
sie möchten daher gerne wied~r ein­
mal den Pppanz einer angebUchen 
"klerikalen Cefahr" aufstellen, um 
jene Kreise zu gewinnen. deren libe­
rale Auffassung in wirtschaftlichen 
oder sozialen Fragen jedes Kompro­
miß mit dem sozialistischen Kollek ... 
tiv ausschließt. 

Das Verhältnis Staat und Kfrdle 
Wie überhaupt neuerdings auch 

hierzulande die Sozialisten eilfertig 
die äußeren Anzeichen ihrer plan ... 
wirtschaftlichen Despotie verdecken, 
damit sich nichl etwa ihre liberalen 
Steigbügelhalter für die Machter­
greifung irre machen. Daran muß 
stets gedacht werden, wenn die 8<>­
zialisten zum Beispiel unter Hinweis 
auf das Konkordat 1934 liberale 
Wählerkreise ansprechen und dabei 
freiheitliche Töne anschlagen. Die 
ÖVP hat !n dieser Frage, deren Be­
deutung nicht nur auf kultuspoliti­
schem Gebiet liegt, seit eh und je 
einen konsequenten und richtigen 
Standpunkt vertreten. 

Die Restaurierung der Be­
ziehungen zwischen Staa.t und 
katboUlcher Kirche In Osterreich 
ist ein ZIel, das nicht nur die 
ktrcbentreue Bevölkerung anrebt, 
sondern alle verantwortuncabe .. 
wußten Staatsbürger, die 1n 
staatspoUtismen Dln,.en Ordnun", 
Recht und GerechIlikelt aus In­
nerster tJbe ... euiUng beJoben. Eine 
solche konkordatKre RcccJun, 
schUtd die Interessen der Klrdle 
wie des Staates, ohne 4aB ale 
Menschen einen Zwang aufertest, 
die am kirchUchen reneiUsen Le­
ben keinen Anteil nehmen. 
Aber auch die letzteren werden -

eine tolerante Gesinnung vorausge­
setzt -.:.. verstehen, daß der katho':' 
lische Bevölkerungsteil - der doch 
die Mehrheit im Staate ausmacht -
verlangen muß, daß nach der Her­
sf-ellung de}' inneren und äußeren 
Freiheit des Landes auch ,seiner 
Kirche das nämliche lcostbare Gut 
gegeben wird. 

Weiiere Grundslitze (jer KulIur­
polItIk 

AngeSichts des Systems der sozia­
listischen Massenbeeinflussulli -

• für das die Parole "Wissen Ist 
Macht'l ausgegeben wurde - erhebt 
sich erRt recht die Forderung nach 
einem BUdungsideal, das dIe geisti­
gen, seelischen und religiösen Kräfte 
des einzelnen und der Gesellschaft 
gleichermaßen herausfordert und 
zur Entfaltung bringt. Zu diesem 
Zweck ist die konsequente Förde­
rung der" Bildungsmöglichkeiten 
und der Geisteskultur eJner 
der zielführenden Wege. Hierbei 
lieht es um die Erhaltung des von 
den Vorvätern übernommenen tradi ... 
tionell hohen kulturellen Besitz­
standes und um dessen zeitgemäße 
Entfaltung und Erneuerung. 

Die Schulgeset.., 
Die Erneuerung des österreichi­

schen Schulwesens steht im Vorder­
grund. In dem abgelaufenen Jahr 
wurde in gewissen Bereichen des 
selben eine Reform angebahnt. 
Diese Maßnahmen empfingen den 
entscheidenden Anstoß von der Er­
kenntnis, daß nIcht nut' die Schul­
gebäude aus der Großväterzeit, 
sondern auch die seither bruch­
stuckweise l'eformierten Schul­
typen, Lehrpläne und Lehrmetho­
den (von del' Volksschule bis zur 
Hochschule) unzulängliche Behau­
sungen im materiellen und geistigen 
Sinn geworden sind. 

Die OVP iehnt daher da. Be­
harren in diesem von Eltern, Leb .. 
rern und Schülern mit Unbehagen 
empfundenen Zustand ab und 
verlangt die Inl'an8'setJ:un&, der 
Sdutlecsetzl'ebun, und die Fort­
führung der Hochschulreform. Die 
OVP verlani' aber auch die In­
tensivieruul' der TiU,kelt auf 
dem Gebiete der au8erschuUsc.ben 
VolkserzlehuDI'. Das VolksbU .. 
dunl'lJwesen, die Lelbesen;lehung, 
dle Jugendgemeinschatten ver .. 
laDren und verdienen eine stä.r .. 
kere Beaehtun&' und eIne mehr 

, fühlbare Förderunl' ,,'om Staate 
her, all dies bisher im traditio­
nellen Rabmen der Vorkriel'szeit 
der Fall eewesen Ist. Diese EIn­
rlcbtuneen und ihre OreanJsatio­
nen dUrfen aber in ihrer inneren 
und äußeren FreIheit niebt" be .. 
eintr1tchtil't werden. 
ÖfjterreJch ~erda.nkt derzeit seine 

Anziehungskraft für das Weltlnter .. 
esse in erster Linie seiner überra:­
&cnden Kulturtradition. Schon aus 
diesem Grunde muß die staatliche 
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Kulturpolitiil' (ßund, Land, Ge­
meinde) ein vielfältiges und all­
seitiges Mäzenatentum entfalten, 
ohne daß dabei der Staat die Rolle 
des SchIedsrichters oder gar des 
Zensors im Kampf der verschiede­
nen Kunstrichtungen übernimmt. 

Die staatliche Kunstf6rderung darf 
dem einzelnen niem.als die Ge­
fahr des künstlerischen Risikos ab­
nehmen. Wohl aber muß sie dem 
Künstler hinreichende materielle 
Möglichkeiten für die Chance der 
Bewährung bieten. (Stipendien, 
Ehrengaben, Preise, Förderungs­
ankäufe, Staatsaufträge, Unterstut­
zung des literarischen Theaters, der 
Oper usw.) 

Museum und Bibliothelc mUssen -
vor allem durch diß Ausgestaltung 
ihrer Einrichtungen - in die Lage 
versetzt werden, daß sie mit zu den 
hervorragendsten Stätten der' Er ... 
ziehung "werden. -- anstatt In die Ge­
iahr zu geraten, als unzulänglIche 
Depoträume und BUchermuseen zu 
verkümmern. 

Der internationale Kulturaus .. 
tausch ist für österreich nicht nur 
eine aus der Verrangenheit über­
noinmene traditionelle Aufgabe, 
sondern zugleich ein höcbst ak­
tueller staatspolitlscher Auftrag 
ersten Ranges. War vorhIn· von 
der Anziehungskraft österrelchi M 

seher Kulturtraditlon die Rede, 
dann muß hier vor allem die Not M 

wendirkeit herausgestellt werden, 
der tisterrefcltlschen .Jugend jene 
Weite des Horizontes zu erhalten, 
die sie vor den Gefahren des mit .. 
teJmlßiren geistigen Provinzialis .. 
mus bewahrt. ' 

Die ÖVP verlangt für' die Förde-
rung dieser Werte kulturellen Ge~ 
mein wohls keine vermehrten staatw 
lichen Kompetenzen, wohl aber die 
Ausgestaltung der materiellen Mög­
lichkeiten für alle konkreten För­
derungsmaßnahmen. In diesem 
Sinne hat sie im Jahre 1954 die Aus­
gestaltung des staatlichen Kultur­
budgets in die Wege geleitet und 
durch die Erfolge ihrer Wh'tschafts­
politik finanziell überhaupt ermög­
Heht. Die ÖVP wird daher auch in 
Zukunft für jene Ausgestaltung des 
staatlichen Kulturbudgets eintreten 
die eine bessere Sicherung der jdeel~ 
len und m~teriellen Existcn; der 
schöpferischen Persönlichkelt wie 
auch des kulturellen Gemeinwohls 
iewährleistet. 



'" .. ~. Neutralität und Neutralismus 
Der SPÖ blieb der gefährliche 

Weg vorbehalten, die österreichische 
Neutralität als Wahlschlager zu be­
nützen und somit ins Zwielicht zu 
setzen. Mehr als zehn Jahre haben 
die beiden Großparteien im Inter­
esse der Erringung der Freiheit eine 
gemeinsame außenpolitische Linie 
verfolgt. Abgesehen von dieser 
grundsätzlichen Haltung verdankt es 
· die österreichische Bevölkerung dem 
. Mut und der Entschlußkraft des 
Bundeskanzlers, daß der entschei­
dende Augenblick einer weltpoli­
tisch günstigen Situation ausgenützt 
wurde. Er hat den Gedanken der 

· Neutralität gewahrt und vertreten, 
die Sozialisten hingegen haben alle 
seine Versuche, die Freiheit zu er­
reichen, mit ihren Zweifeln be­
gleitet. 

Wir erinnern uns an die pein­
liche Verlegenheit. dIe' für Vlze­
kanzler Schärf dadurcb entstand. 
daß wenige Tage nach der erfolg­
reichen Rückkehr der österrei­
chischen Delegation aus Moskau. 
der Schä.rf angehörte, sein Buch 
erschien, in dem er die Politik des 
Kanzlers und der ÖVP als völli/& 
aussichtslos bezeichnete. 

Die SPö hat von Anbeginn. an 
,'den Neutralitätskurs bekämpft, als 
,er jedoch zum Ziele führte und sie 
erkennen mußte, daß die östcn'ei­
chische Bevölkerung genau wußte. 
wem sie das gelungene Werk des 
Staatsvertrages zu verdanken hatte, 

. setzte sie eine Verleumdungskam-
· pagne ein. Sie versuchte, eine 
außenpolitische Maßnahme, die 
nicht das geringste mit der weltan­
schaulichen politischen überzeugung 

'zu tun hat, in den Augen des west­
'lichen Auslandes und der österrei .. 
chischen Bevölkerung zu diskredi-

· tiel'en. Dazu prägte sie den Begriff 
des Neutralismus, der besagen 
sollte, daß über die streng k'orrekte 
völkerrechtliche und militärische 
Einhaltung der Neutralität hinaus 
die Volkspartei sich in der geisti­
gen Auseinandersetzung mit dem 
Kommunismus ideologisch neutral 
:verhalten wolle. 

Die Partei, die selbst von der 
Gefahr linksradikaler und kom-

muni'stIscher UnterwanderuD' be .. 
droht ist., wie erst kUrzUcil wieder 
durch die bekannte Chrusclt .. 
tSchow-Rede offenkundIg wurde, 
wußte nichts Besseres zu tun. als 
den sichersten Garanten im 
Kampfe gegen den Bolschewismus, 
dIe ÖVp, zu diskreditieren, Es er­
übrigt sich, diesen Vorwurf zu 
widerlegen. denn die Außenpolitik 
der Volkspartei kannte und kennt 
nur ein Ziel: durch taktisch rich .. 
tige Maßnahmen die christum .. 
abendländische Lebensform dei 
staates zu erhalten. 
Ansonsten hätte der Kampf um ' 

die staatliche Freiheit überhaupt 
keinen Sinn und keine Daseins­
berechtigung. Die ÖVP hat auf dem 
Semmering den Beitritt zum Europa .. 
rat beschlossen und damit eindeu .. 
tig bewiesen, daß sie sich ihren 
Verpflichtungen· gegenüber der 
freien Welt bewußt ist. Sie vertritt 
aber auch die Auffassung, daß ein 
staat in der Lage österreichs sich 
keine Experimente erlauben darf 
und schon aus Selbsterhaltung be­
stehende Verträge und Verpflich­
tungen korrektest einhalten muß. 
Die österreicbiscbe Außenpolitik 
wird im Rahmen der selbstgewählten 
Neutralität die meiste Bewegungs ... 
freiheit dann haben, wenn über die 
Außenpolitilt möglichst wenig in der 
innenpolitischen Auseinanders·et­
zung gesprochen wird, weil jede 
solche Auseinandersetzung zu Miß ... 
verständnissen führt . 

Das Verhalten der SPÖ In 
dieser Frage zeigt neuerlich, wie 
sehr sie das parteipolitIsche Inter­
esse über die staatspolltlsdten, 
Notwendigkeiten stellt. In dem 
Bestreben, dIe ÖVP zu diskredi .. 
tieren und dadurch Wähler zu 
gewinnen, rIskiert sie. daß efnet~ 
seUs im. Westen an der Inneren 
Verlllßllcbkelt Österreichs Zwel(el 
erweckt wurden und anderseits 
der Osten mißtrauisch wurde, 
weil die österreichische Neutrali .. 
tät so kurz nach ihrem Abscllluß 
bereits in Diskussion ,ezoren 
wur.de. Demgegenüber zeigt die 
ÖVP eine klare und verantwor .. 
tungsbewußte staatspolltische LI-, 
nie auch in der Außenpollt1k.· 
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